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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Paßgesetzes (PaßG) 


A. Zielsetzung 

Einführung eines fälschungssicheren und maschinenlesbaren 
„Europa-Passes“ nach dem vom Rat der EG festgelegten ein- 
heitlichen Muster. 


B. Lösung 

Neufassung des Paßgesetzes. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch die Ausführung dieses Gesetzes entstehen den Län- 
dern jährlich Personal- und Sachkosten in Höhe von rd. 108 
Mio. DM, denen Gebühreneinnahmen von jährlich rd. 87 Mio. 
DM gegenüberstehen. Für den Bund ergeben sich jährlich 
Kosten in Höhe von rd. 3,75 Mio. DM und Gebühreneinnah- 
men von jährlich rd. 3 Mio. DM. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Mai 1985 

14 (13) — 213 02 — Pa 16/85 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Paßgesetzes (PaßG) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. Ich bitte, die 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 549. Sitzung am 22. März 1985 beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Kohl 
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Entwurf eines Paßgesetzes (PaßG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Paßvorschriften 

§1 

Paßpflicht 

(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes, die über eine Auslandsgrenze aus 
dem Geltungsbereich dieses Gesetzes ausreisen 
oder in ihn einreisen, sind verpflichtet, einen gülti- 
gen Paß mitzuführen und sich damit über ihre Per- 
son auszuweisen. Der Paßpflicht wird durch Vor- 
lage eines Passes der Bundesrepublik Deutschland, 
in besonderen Fällen durch Vorlage eines vorläufi- 
gen Passes der Bundesrepublik Deutschland ge- 
nügt. Der Paßpflicht unterliegt nicht, wer sich durch 
Vorlage eines zur Personenfeststellung bestimmten 
Ausweises der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik ausweisen kann. 

(2) Niemand darf mehrere Pässe der Bundesrepu- 
blik Deutschland besitzen, sofern nicht ein berech- 
tigtes Interesse an der Ausstellung mehrerer Pässe 
nachgewiesen wird. 

(3) Der Paß darf nur Deutschen im Sinne des 
Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ausgestellt 
werden; er bleibt Eigentum der Bundesrepublik 
Deutschland. 


§2 

Befreiung von der Paßpflicht 

(1) Der Bundesminister des Innern kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra- 
tes 

1. Deutsche zur Erleichterung des Grenzübertritts 
in besonderen Fällen sowie im Verkehr mit ein- 
zelnen ausländischen Staaten von der Paßpflicht 
befreien, 

2. andere amtliche Ausweise als Paßersatz einfüh- 
ren oder zulassen. 

(2) Die für die polizeiliche Kontrolle des grenz- 
überschreitenden Verkehrs zuständigen Behörden 
können in Einzelfällen, insbesondere aus humanitä- 
ren Gründen, Ausnahmen von der Paßpflicht zulas- 
sen. 


§3 

Grenzübertritt 

Das Überschreiten der Auslandsgrenze ist nur an 
zugelassenen Grenzübergangsstellen und innerhalb 
der festgesetzten Verkehrsstunden zulässig, sofern 
nicht auf Grund anderer Rechtsvorschriften oder 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen Ausnahmen 
zugelassen sind. 


§4 

Paßmuster 

(1) Der Paß und der vorläufige Paß sind nach ein- 
heitlichen Mustern auszustellen; sie erhalten eine 
Seriennummer. Der Paß und der vorläufige Paß 
enthalten neben dem Lichtbild des Paßinhabers 
und seiner Unterschrift ausschließlich folgende An- 
gaben über seine Person: 

1. Familienname und ggf. Geburtsname, 

2. Vornamen, 

3. Doktorgrad, 

4. Ordensname/Künstlername, 

5. Tag und Ort der Geburt, 

6. Geschlecht, 

7. Größe, 

8. Farbe der Augen, 

9. Wohnort, 

10. Staatsangehörigkeit. 

(2) Der Reisepaß enthält eine Zone für das auto- 
matische Lesen. Diese darf lediglich enthalten: 

1. Die Abkürzung „P‘ für Reisepaß, 

2. die Abkürzung „D“ für Bundesrepublik 
Deutschland, 

3. den Familiennamen, 

4. den oder die Vornamen, 

5. den Doktorgrad, 

6. die Seriennummer des Reisepasses, die sich 
aus der Behördenkennzahl der Paßbehörde 
und einer fortlaufend zu vergebenden Paßnum- 
mer zusammensetzt, 

7. die Abkürzung „D“ für die Eigenschaft als 
Deutscher, 

8. den Tag der Geburt, 
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9. die Abkürzung „F“ für Paßinhaber weiblichen 
Geschlechts und „M“ für Paßinhaber männli- 
chen Geschlechts, 

10. die Gültigkeitsdauer des Reisepasses, 

11. die Prüfziffern und 

12. Leerstellen. 

(3) Die Muster des Reisepasses und des vorläufi- 
gen Reisepasses sowie Einzelheiten des Lichtbildes 
bestimmt der Bundesminister des Innern im Be- 
nehmen mit dem Auswärtigen Amt durch Rechts- 
verordnung, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. Dies gilt auch für einen Paßersatz, sofern 
sein Muster nicht in anderen Rechtsvorschriften 
oder in zwischenstaatlichen Vereinbarungen festge- 
legt ist. In den Reisepaß und den vorläufigen Reise- 
paß können auch Kinder des Paßinhabers, die das 
16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, mit Fa- 
milienname, Vornamen, Tag der Geburt und Ge- 
schlecht eingetragen werden. 

(4) Bei der Bestimmung des Musters des Reise- 
passes sind die Entschließungen der im Rat verei- 
nigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Juni 
1981 (ABI. EG Nr. C 241 S. 1) und vom 30. Juni 1982 
(ABI. EG Nr. C 179 S. 1) über die Einführung eines 
Passes nach einheitlichem Muster in den Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften zu- 
grunde zu legen. 

(5) Die Muster der Dienst-, Ministerial- und Diplo- 
matenpässe (amtliche Pässe) sowie Einzelheiten 
des Lichtbildes bestimmt der Bundesminister des 
Innern im Benehmen mit dem Auswärtigen Amt 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf. In die amtlichen Pässe 
können Angaben über das Dienstverhältnis des 
Paßinhabers aufgenommen werden. Die Rechtsver- 
ordnung kann auch von diesem Gesetz abwei- 
chende Bestimmungen über Gültigkeit, Ausstel- 
lung, Einziehung, Sicherstellung und Pflichten des 
Inhabers enthalten. 

§5 

Gültigkeitsdauer 

(1) Pässe werden für eine Gültigkeitsdauer von 
zehn Jahren ausgestellt. Bei Personen, die das 
26. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, beträgt 
die Gültigkeitsdauer der Pässe fünf Jahre. Im Fall 
des § 1 Abs. 2 kann eine kürzere Gültigkeitsdauer 
bestimmt werden. Vorläufige Pässe werden in der 
Regel für eine Gültigkeitsdauer von höchstens 
sechs Monaten ausgestellt. Eine Verlängerung der 
Gültigkeitsdauer ist nicht zulässig. 

(2) § 7 Abs. 2 bleibt unberührt. 

§6 

Ausstellung eines Passes 

(1) Der Paß wird auf Antrag ausgestellt. Der Paß- 
bewerber und sein gesetzlicher Vertreter können 


sich bei der Stellung des Antrags nicht durch einen 
Bevollmächtigten vertreten lassen. Für Minderjäh- 
rige und für Personen, die geschäftsunfähig oder 
aus anderen Gründen als wegen Minderjährigkeit 
in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, kann 
nur derjenige den Antrag stellen, der als Sorgebe- 
rechtigter ihren Aufenthalt zu bestimmen hat. 

(2) In dem Antrag sind alle Tatsachen anzugeben 
und alle Nachweise zu erbringen, die zur Feststel- 
lung der Person des Paßbewerbers und seiner Ei- 
genschaft als Deutscher notwendig sind. 

(3) Die Paßbehörde kann das persönliche Erschei- 
nen des Paßbewerbers und die Beglaubigung seiner 
Unterschriften verlangen. Bestehen Zweifel über 
die Person des Paßbewerbers, sind die zur Feststel- 
lung seiner Identität erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen. Die Paßbehörde kann die Durchführung er- 
kennungsdienstlicher Maßnahmen veranlassen, 
wenn die Identität des Paßbewerbers auf andere 
Weise nicht oder nur unter erheblichen Schwierig- 
keiten festgestellt werden kann. Ist die Identität 
festgestellt, so sind die im Zusammenhang mit der 
Feststellung angefallenen Unterlagen zu vernich- 
ten. 

(4) Die Paßbehörde kann einen Paß von Amts 
wegen ausstellen, wenn dies im überwiegenden öf- 
fentlichen Interesse oder zur Abwendung wesentli- 
cher Nachteile für den Betroffenen geboten ist. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für die Ausstel- 
lung von ausschließlich als Paßersatz bestimmten 
amtlichen Ausweisen, sofern in den für sie gelten- 
den Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt 
ist. 

§7 

Paßversagung 

(1) Der Paß ist zu versagen, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, daß der Paßbewerber 

1. die innere oder äußere Sicherheit oder sonstige 
erhebliche Belange der Bundesrepublik 
Deutschland gefährdet; 

2. sich einer Strafverfolgung oder Strafvollstrek- 
kung oder der Anordnung oder der Vollstrek- 
kung einer mit Freiheitsentziehung verbunde- 
nen Maßregel der Besserung und Sicherung, die 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes gegen ihn 
schweben, entziehen will; 

3. einer Vorschrift des Betäubungsmittelgesetzes 
über die Einfuhr, Ausfuhr, Durchfuhr oder das 
Inverkehrbringen von Betäubungsmitteln zuwi- 
derhandeln will; 

4. sich seinen steuerlichen Verpflichtungen entzie- 
hen oder den Vorschriften des Zoll- und Mono- 
polrechts oder des Außenwirtschaftsrechts zuwi- 
derhandeln oder schwerwiegende Verstöße ge- 
gen Einfuhr-, Ausfuhr- oder Durchfuhrverbote 
oder -beschränkungen begehen will; 

5. sich einer gesetzlichen Unterhaltspflicht entzie- 
hen will; 
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6. sich unbefugt zum Eintritt in fremde Streit- 
kräfte verpflichten will; 

7. als Wehrpflichtiger eines Geburtsjahrganges, 
dessen Erfassung begonnen hat, ohne die nach 
§ 3 Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes erforderliche 
Genehmigung des Kreiswehrersatzamtes den 
Geltungsbereich des Wehrpflichtgesetzes für 
länger als drei Monate verlassen will; 

8. als Wehrpflichtiger ohne die nach § 48 Abs. 1 
Nr. 5 Buchstabe b oder § 48 Abs. 2 des Wehr- 
pflichtgesetzes erforderliche Genehmigung des 
Kreiswehrersatzamtes den Geltungsbereich des 
Wehrpflichtgesetzes verlassen will; 

9. als anerkannter Kriegsdienstverweigerer ohne 
die nach §23 Abs. 4 des Zivildienstgesetzes er- 
forderliche Genehmigung des Bundesamtes für 
den Zivildienst den Geltungsbereich des Zivil- 
dienstgesetzes für länger als drei Monate verlas- 
sen will. 

Die Nummern 6, 7, 8 und 9 gelten nicht im Land 
Berlin. 

(2) Von der Paßversagung ist abzusehen, wenn es 
genügt, den Geltungsbereich oder die Gültigkeits- 
dauer des Passes zu beschränken. Die Beschrän- 
kung ist im Paß zu vermerken. Fallen die Voraus- 
setzungen für die Beschränkung fort, wird auf An- 
trag ein neuer Paß ausgestellt. 

(3) Absatz 1 und 2 gelten auch für die Versagung 
eines ausschließlich als Paßersatz bestimmten amt- 
lichen Ausweises. 

(4) Ein Paß oder Paßersatz zur Einreise in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes darf nicht versagt 
werden. 

(5) Ein Paß oder Paßersatz für Reisen von und 
nach dem Land Berlin sowie in die Deutsche Demo- 
kratische Republik und nach Berlin (Ost) darf nicht 
versagt werden. 

§8 

Paßentziehung 

Ein Paß oder ein ausschließlich als Paßersatz be- 
stimmter amtlicher Ausweis kann dem Inhaber ent- 
zogen werden, wenn Tatsachen bekanntwerden, die 
nach § 7 Abs. 1 die Paßversagung rechtfertigen wür- 
den. 

§9 

Untersagung der Ausreise 

(1) Die für die polizeiliche Kontrolle des grenz- 
überschreitenden Verkehrs zuständigen Behörden 
haben einem Deutschen, dem nach § 7 Abs. 1 ein 
Paß versagt oder nach § 8 ein Paß entzogen worden 
ist oder gegen den eine Anordnung nach § 2 Abs. 2 
des Gesetzes über Personalausweise ergangen ist, 
die Ausreise in das Ausland zu untersagen. Sie kön- 
nen einem Deutschen die Ausreise in das Ausland 
untersagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfer- 


tigen, daß bei ihm die Voraussetzungen nach §7 
Abs. 1 vorliegen oder wenn er keinen zum Grenz- 
übertritt gültigen Paß oder Paßersatz mitführt. Sie 
können einem Deutschen die Ausreise in das Aus- 
land auch untersagen, wenn Tatsachen die An- 
nahme rechtfertigen, daß der Geltungsbereich oder 
die Gültigkeitsdauer seines Passes nach § 7 Abs. 2 
Satz 1 zu beschränken ist. 

(2) Die für die polizeiliche Kontrolle des grenz- 
überschreitenden Verkehrs zuständigen Behörden 
können einem Deutschen, dem gemäß Absatz 1 
Satz 1 die Ausreise in das Ausland zu untersagen 
ist, in Ausnahmefällen die Ausreise gestatten, wenn 
er glaubhaft macht, daß er aus einem dringenden 
Grund in das Ausland reisen muß. 

(3) Die Einreise in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes darf einem Deutschen nicht versagt wer- 
den. 

§10 

Ungültigkeit 

Ein Paß oder Paßersatz ist ungültig, wenn 

1. er eine einwandfreie Feststellung der Identität 
des Paßinhabers nicht zuläßt oder verändert 
worden ist; 

2. Eintragungen nach diesem Gesetz fehlen oder 
— mit Ausnahme der Angaben über den Wohn- 
ort — unzutreffend sind; 

3. die Gültigkeitsdauer abgelaufen ist. 

§11 

Einziehung 

(1) Ein nach § 10 ungültiger Paß oder Paßersatz 
kann eingezogen werden. 

(2) Besitzt jemand unbefugt mehrere Pässe, so 
sind sie bis auf einen Paß einzuziehen. 

(3) Von der Einziehung kann abgesehen werden, 
wenn der Mangel, der sie rechtfertigt, geheilt oder 
fortgefallen ist. 

§12 

Sicherstellung 

(1) Ein Paß oder ein ausschließlich als Paßersatz 
bestimmter amtlicher Ausweis kann sichergestellt 
werden, wenn 

1. eine Person ihn unberechtigt besitzt; 

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß ge- 
gen den Inhaber Paßversagungsgründe nach § 7 
Abs. 1 vorliegen; 

3. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß ein 
Einziehungsgrund nach § 11 vorliegt. 

(2) Eine Sicherstellung ist schriftlich zu bestäti- 
gen. 
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(3) Absatz 1 und 2 finden im Ausland auf Perso- 
nalausweise entsprechende Anwendung. 

§13 

Sofortige Vollziehung 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die 
Untersagung der Ausreise (§ 9) und gegen die Si- 
cherstellung des Passes (§ 12) haben keine auf schie- 
bende Wirkung. 

§14 

Pflichten des Inhabers 

Der Inhaber eines Passes ist verpflichtet, der 
Paßbehörde unverzüglich 

1. den Paß vorzulegen, wenn eine Eintragung un- 
zutreffend ist; 

2. auf Verlangen den alten Paß beim Empfang ei- 
nes neuen Passes abzugeben; 

3. den Verlust des Passes und sein Wiederauffin- 
den anzuzeigen, 

§15 

Datenschutzrechtliche Bestimmungen 

(1) Der Paß darf weder Fingerabdrücke noch ver- 
schlüsselte Angaben über die Person des Inhabers 
enthalten. Die Seriennummer und die Prüfziffern 
dürfen keine Daten über die Person des Paßinha- 
bers oder Hinweise auf solche Daten enthalten. Je- 
der Paß erhält eine neue Seriennummer. 

(2) Beantragung, Ausstellung und Ausgabe von 
Pässen dürfen nicht zum Anlaß genommen werden, 
die dafür erforderlichen Angaben außer bei den zu- 
ständigen Paßbehörden zu speichern. Entsprechen- 
des gilt für die zur Ausstellung des Passes erforder- 
lichen Antragsunterlagen sowie für personenbezo- 
gene fotografische Datenträger (Mikrofilme). 

(3) Eine zentrale, alle Seriennummern umfas- 
sende Speicherung darf nur bei der Bundesdrucke- 
rei und ausschließlich zum Nachweis des Verbleibs 
der Pässe erfolgen. Die Speicherung der übrigen in 
§ 4 Abs. 1 genannten Angaben bei der Bundesdruk- 
kerei ist unzulässig, soweit sie nicht ausschließlich 
und vorübergehend der Herstellung des Passes 
dient; die Angaben sind anschließend zu löschen. 

(4) Die Seriennummern dürfen nicht so verwen- 
det werden, daß mit ihrer Hilfe ein Abruf personen- 
bezogener Daten aus Dateien oder eine Verknüp- 
fung von Dateien möglich ist. Abweichend von 
Satz 1 dürfen die Seriennummern verwenden 

1. die Paßbehörden für den Abruf personenbezoge- 
ner Daten aus ihren Dateien, 

2. die Polizeibehörden und -dienststeilen des Bun- 
des und der Länder für den Abruf der in Dateien 
gespeicherten Seriennummern solcher Pässe, 
die für ungültig erklärt worden sind, abhanden 


gekommen sind oder bei denen der Verdacht 
einer Benutzung durch Nichtberechtigte be- 
steht. 

Die Seriennummer darf nicht im Melderegister ge- 
speichert werden. 

(5) Absatz 1 bis 4 gelten auch für einen aus- 
schließlich als Paßersatz bestimmten amtlichen 
Ausweis. 

§16 

Automatischer Abruf aus Dateien 
und automatische Speicherung 
im öffentlichen Bereich 

(1) Behörden und sonstige öffentliche Stellen dür- 
fen den Paß nicht zum automatischen Abruf perso- 
nenbezogener Daten verwenden. Abweichend von 
Satz 1 dürfen die Polizeibehörden und -dienststeilen 
des Bundes und der Länder sowie die Zollbehörden 
den Paß im Rahmen ihrer Aufgaben und Befug- 
nisse zum automatischen Abruf personenbezogener 
Daten verwenden, die für Zwecke 

1. der Grenzkontrolle, 

2. der Fahndung oder Aufenthaltsfeststellung aus 
Gründen der Strafverfolgung, Strafvollstrek- 
kung oder der Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit 

im polizeilichen Fahndungsbestand geführt werden. 
Abrufe, die zu keiner Feststellung geführt haben, 
dürfen, vorbehaltlich des Absatzes 2 Satz 2, nicht 
aufgezeichnet werden. 

(2) Personenbezogene Daten dürfen beim auto- 
matischen Lesen des Passes nicht in Dateien ge- 
speichert werden. Abweichend von Satz 1 dürfen 
die Polizeibehörden des Bundes und der Länder so- 
wie die Zollbehörden im Rahmen ihrer Aufgaben 
und Befugnisse personenbezogene Daten in einer 
Datei speichern, insbesondere Abrufe nach Ab- 
satz 1 Satz 2 aufzeichnen, wenn bestimmte Tatsa- 
chen die Annahme rechtfertigen, daß dies 

1. zur Aufklärung einer der in § 100 a der Strafpro- 
zeßordnung genannten Streif taten oder 

2. zur Verhütung einer solchen unmittelbar dro- 
henden Straftat 

führen kann und die Aufklärung oder Verhütung 
ohne diese Maßnahme aussichtslos oder wesentlich 
erschwert wäre. 

(3) Eine Verwendung des Passes nach Absatz 2 
Satz 2 darf nur durch den Richter angeordnet wer- 
den. In den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 1 rich- 
ten sich Zuständigkeit und Verfahren nach den Be- 
stimmungen der Strafprozeßordnung. In den Fällen 
des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 2 ist das Amtsgericht zu- 
ständig, in dessen Bezirk die antragstellende Be- 
hörde ihren Sitz hat; für dieses Verfahren gelten die 
Vorschriften des Gesetzes über die Angelegenhei- 
ten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 
Eine Anordnung nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 kann 
durch die Staatsanwaltschaft, eine Anordnung nach 
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Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 durch von der obersten Dienst- 
behörde besonders ermächtigte Beamte getroffen 
werden, wenn anderenfalls der Zweck der Maß- 
nahme mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet 
würde; in solchen Fällen ist unverzüglich eine rich- 
terliche Entscheidung herbeizuführen. Anordnun- 
gen, die nicht durch den Richter getroffen sind, tre- 
ten außer Kraft, wenn die richterliche Entschei- 
dung nicht spätestens bis zum Ende des übernäch- 
sten Tages ergangen ist. 

(4) Die Anordnung nach Absatz 3 ergeht schrift- 
lich. Sie muß den oder die Betroffenen, soweit dies 
möglich ist, bezeichnen. Richtet sie sich gegen ei- 
nen Personenkreis, so muß sie diesen nach be- 
stimmten Merkmalen oder Eigenschaften bestim- 
men. Art und Dauer der Maßnahme sind festzule- 
gen. Die Anordnung ist räumlich einzugrenzen und 
auf höchstens drei Monate zu befristen. Eine ein- 
malige Verlängerung um nicht mehr als weitere 
drei Monate ist zulässig, soweit die in Absatz 2 
Satz 2 bezeichneten Voraussetzungen f ortbestehen. 

(5) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 2 
Satz 2 nicht mehr vor, so ist die dort genannte Ver- 
wendung des Passes unverzüglich zu beenden. Sind 
die durch die Verwendung erlangten personenbezo- 
genen Daten für die in Absatz 2 Satz 2 genannten 
Zwecke nicht mehr erforderlich, so sind sie unver- 
züglich, spätestens drei Monate nach Beendigung 
der Maßnahme, zu löschen. 

§17 

Verwendung im nichtöffentlichen Bereich 

(1) Der Paß oder ein Paßersatz können auch im 
nichtöffentlichen Bereich als Ausweis- und Legiti- 
mationspapier benutzt werden. 

(2) Die Seriennummern dürfen nicht so verwen- 
det werden, daß mit ihrer Hilfe ein Abruf personen- 
bezogener Daten aus Dateien oder eine Verknüp- 
fung von Dateien möglich ist. 

(3) Der Paß darf weder zum automatischen Abruf 
personenbezogener Daten noch zur automatischen 
Speicherung personenbezogener Daten verwendet 
werden. 

§18 

Zuständigkeit 

(1) Für Paßangelegenheiten im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes sind die von den Ländern bestimm- 
ten Behörden zuständig (Paßbehörden); die für das 
Land Berlin getroffene Sonderregelung bleibt unbe- 
rührt. Die Ausstellung ausschließlich als Paßersatz 
bestimmter amtlicher Ausweise mit kurzer Gültig- 
keitsdauer obliegt den für die polizeiliche Kontrolle 
des grenzüberschreitenden Verkehrs zuständigen 
Behörden und Dienststellen. 

(2) Für Paßangelegenheiten im Ausland sind die 
vom Auswärtigen Amt bestimmten Auslandsvertre- 


tungen der Bundesrepublik Deutschland zuständig 
(Paßbehörden). 

(3) Im Geltungsbereich dieses Gesetzes ist die 
Paßbehörde örtlich zuständig, in deren Bezirk der 
Paßbewerber oder der Inhaber eines Passes für 
seine Wohnung, bei mehreren Wohnungen für seine 
Hauptwohnung, gemeldet ist. Im Ausland ist die 
Paßbehörde örtlich zuständig, in deren Bezirk sich 
der Paßbewerber oder der Inhaber eines Passes ge- 
wöhnlich aufhält. Ist hiernach keine Zuständigkeit 
begründet, so ist die Paßbehörde zuständig, in de- 
ren Bezirk er sich vorübergehend aufhält. 

(4) Eine unzuständige Paßbehörde darf nur mit 
Ermächtigung der zuständigen Paßbehörde tätig 
werden. Für die Ausstellung eines Passes zur Ein- 
reise in den Geltungsbereich dieses Gesetzes oder 
eines hierfür bestimmten Paßersatzes bedarf es 
dieser Ermächtigung nicht. 

(5) Paßbehörde für amtliche Pässe ist das Aus- 
wärtige Amt. 

(6) Für die Sicherstellung sind die Paßbehörden 
und die zur Feststellung von Personalien ermäch- 
tigten Behörden und Beamten zuständig. 


§19 

Kosten 

(1) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz und 
nach den auf diesem Gesetz beruhenden Rechtsvor- 
schriften können voti demjenigen, der die Amts- 
handlung veranlaßt oder, wenn ein solcher nicht 
vorhanden ist, von demjenigen, zu dessen Gunsten 
sie vorgenommen wird, Kosten (Gebühren und Aus- 
lagen) erhoben werden. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die gebührenpflichtigen Tatbestände, 
die Höhe der Gebühren und den Umfang der zu 
erstattenden Auslagen näher zu bestimmen sowie 
Ausnahmen von der Kostenpflicht zuzulassen. Au- 
ßer diesen Gebühren und Auslagen dürfen für 
Amtshandlungen nach diesem Gesetz weitere Ge- 
bühren und Auslagen, auch nach landesrechtlichen 
Vorschriften, nicht erhoben werden. Die Gebühr für 
eine der in Absatz 1 genannten Amtshandlungen 
darf 30 Deutsche Mark, die Gebühr für die Ausstel- 
lung eines für mehrere Personen geltenden Paßer- 
satzes darf 100 Deutsche Mark nicht übersteigen. 
Die Gebühr für eine Amtshandlung nach Absatz 1 
kann bis zur doppelten Höhe festgesetzt werden, 
wenn die Amtshandlungen auf Wunsch des Antrag- 
stellers außerhalb der Dienstzeit einer Paßbehörde 
vorgenommen werden. 

(3) Der Bundesminister des Auswärtigen kann, 
um Kaufkraftunterschiede auszugleichen, Gebüh- 
ren, die von den Auslandsvertretungen der Bundes- 
republik Deutschland für Amtshandlungen nach 
Absatz 1 erhoben werden, mindern oder auf sie ei- 
nen Zuschlag bis zu 200 vom Hundert festsetzen. 
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§20 

Paßregister 

(1) Die Paßbehörden führen Paßregister. 

(2) Das Paßregister darf neben dem Lichtbild und 
der Unterschrift des Paßinhabers sowie verfahrens- 
bedingten Bearbeitungsvermerken ausschließlich 
folgende Daten enthalten: 

1. Familienname und ggf. Geburtsname, 

2. Vornamen, 

3. Doktorgrad, 

4. Ordensname/Künstlername, 

5. Tag und Ort der Geburt, 

6. Geschlecht, 

7. Größe, Farbe der Augen, 

8. gegenwärtige Anschrift, 

9. Staatsangehörigkeit, 

10. Seriennummer, 

1 1 . Gültigkeitsdatum, 

12. Familienname, Vornamen, Tag der Geburt und 
Geschlecht der in den P€iß eingetragenen Kin- 
der, 

13. Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt 
und Unterschrift von gesetzlichen Vertretern, 

14. Bezeichnung der ausstellenden Behörde, 

15. Vermerke über Anordnungen nach §§ 7, 8 
und 9, 

16. ausstellende Behörde. 

(3) Das Paßregister dient 

1. der Ausstellung der Pässe und der Feststellung 
ihrer Echtheit, 

2. der Identitätsfeststellung der Person, die den 
Paß besitzt oder für die er ausgestellt ist, 

3. der Durchführung dieses Gesetzes. 

(4) Personenbezogene Daten im Paßregister sind 
mindestens bis zur Ausstellung eines neuen Passes, 
höchstens jedoch bis zu fünf Jahren nach dem Ab- 
lauf der Gültigkeit des Passes, auf den sie sich 
beziehen, zu speichern und dann zu löschen. Für die 
Paßbehörden im Ausland bei der Wahrnehmung 
konsularischer Aufgaben beträgt die Frist 30 Jah- 
re. 

§21 

Verarbeitung und Nutzung der Daten 
im Paßregister 

(1) Die Paßbehörden dürfen personenbezogene 
Daten nur nach Maßgabe dieses Gesetzes, anderer 
Gesetze oder Rechtsverordnungen erheben, über- 
mitteln, sonst verarbeiten oder nutzen. 


(2) Die Paßbehörden dürfen anderen Behörden 
auf deren Ersuchen Daten aus dem Paßregister 
übermitteln. Voraussetzung ist, daß 

1. die ersuchende Behörde auf Grund von Geset- 
zen oder Rechtsverordnungen berechtigt ist, sol- 
che Daten zu erhalten, 

2. die ersuchende Behörde ohne Kenntnis der Da- 
ten nicht in der Lage wäre, eine ihr obliegende 
Aufgabe zu erfüllen und 

3. die Daten bei dem Betroffenen nicht öder nur 
mit unverhältnismäßig hohem Aufwand erho- 
ben werden können oder nach der Art der Auf- 
gabe, zu deren Erfüllung die Daten erforderlich 
sind, von einer solchen Datenerhebung abgese- 
hen werden muß. 

(3) Die ersuchende Behörde trägt die Verantwor- 
tung dafür, daß die Voraussetzungen des Absatzes 2 
vorliegen. Ein Ersuchen nach Absatz 2 darf nur von 
Bediensteten gestellt werden, die vom Behördenlei- 
ter dafür besonders ermächtigt sind. Die ersuchte 
Behörde hat den Namen und die Anschrift des Be- 
troffenen unter Hinweis auf den Anlaß der Über- 
mittlung atifzuzeichnen. Diese Aufzeichnungen so- 
wie die Unterlagen, die der ersuchenden Behörde 
übermittelt worden sind, sind gesondert aufzube- 
wahren, durch technische und organisatorische 
Maßnahmen zu sichern und am Ende des Kalender- 
jahres, das dem Jahr der Übermittlung folgt, zu ver- 
nichten. 

(4) Die Daten des Paßregisters und des Meldere- 
gisters dürfen zur Berichtigung des jeweils anderen 
Registers verwandt werden. 

§22 

Weisungsbefugnis 

(1) Die Bundesregierung kann Einzelweisungen 
zur Ausführung dieses Gesetzes und der hierzu er- 
lassenen Rechtsverordnungen erteilen, wenn die in- 
nere oder äußere Sicherheit oder sonstige erhebli- 
che Belange der Bundesrepublik Deutschland es er- 
fordern. 

(2) Die Durchführung von Einzelweisungen im 
Land Berlin bedarf der Zustimmung des Senats von 
Berlin. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§23 

Straftaten 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer als Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes 

1. aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes über 
eine Auslandsgrenze ausreist, obwohl ihm ein 
Paß versagt oder vollziehbar entzogen worden 
ist oder gegen ihn eine vollziehbare Anordnung 
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nach § 2 Abs. 2 des Gesetzes über Personalaus- 
weise ergangen ist oder 

2. aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes über 
eine Auslandsgrenze ausreist, obwohl ihm von 
einer für die polizeiliche Kontrolle des grenz- 
überschreitenden Verkehrs zuständigen Be- 
hörde nach § 9 Abs. 1 Satz 2 oder 3 die Ausreise 
untersagt worden ist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§24 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer fahrlässig eine 
der in § 23 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Handlungen 
begeht. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 

1. entgegen § 1 Abs. 1 keinen für den Grenzüber- 
tritt gültigen Paß oder durch eine Rechtsverord- 
nung nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 eingeführten oder zu- 
gelassenen Paßersatz mitführt, 

2. durch unrichtige Angaben die Ausstellung eines 
weiteren Passes bewirkt, 

3. entgegen § 3 eine Auslandsgrenze außerhalb der 
zugelassenen Grenzübergangsstellen oder der 
festgesetzten Verkehrsstunden überschreitet, 

4. sich der polizeilichen Kontrolle des grenzüber- 
schreitenden Verkehrs über eine Auslands- 
grenze entzieht, 

5. entgegen § 14 Nr. 3 den Verlust des Passes oder 
sein Wieder auf finden nicht oder nicht rechtzei- 
tig anzeigt oder 

6. gegen ein Verbot der Verwendung 

a) der Seriennummer gemäß § 17 Abs. 2 oder 

b) des Passes zum automatischen Abruf oder 
zur automatischen Speicherung personenbe- 
zogener Daten gemäß § 17 Abs. 3 

verstößt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 und des Absatzes 2 Nr. 1, 2, 3, 5 und 6 
mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche 
Mark, im Fall des Absatzes 2 Nr. 4 mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

(4) In den Fällen des Absatzes 2 kann der Versuch 
der Ordnungswidrigkeit geahndet werden. 

(5) Ordnungswidrig handelt auch, wer fahrlässig 
eine der in Absatz 2 Nr. 1 und 3 bezeichneten Hand- 
lungen begeht. 

(6) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 und 5 kann 
die Tat auch dann geahndet werden, wenn sie im 
Ausland begangen wird. 


§25 

Bußgeldbehörden 

Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
sind 

1. . für die Auslandsvertretungen der Bundesrepu- 

blik Deutschland das Auswärtige Amt oder die 
vom Bundesminister des Auswärtigen im Be- 
nehmen mit dem Bundesminister des Innern 
durch Rechtsverordnung bestimmte Behörde 
des Bundes; die Rechtsverordnung bedarf nicht 
der Zustimmung des Bundesrates; 

2. die Grenzschutzämter, soweit nicht die Länder 
im Einvernehmen mit dem Bund Aufgaben des 
grenzpolizeilichen Einzeldienstes mit eigenen 
Kräften wahrnehmen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§26 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

(1) Der Bundesminister des Innern erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zur Durchführung die- 
ses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen allgemeine Ver- 
waltungsvorschriften. 

(2) Der Zustimmung des Bundesrates bedarf es 
nicht, soweit die allgemeinen Verwaltungsvorschrif- 
ten an Bundesbehörden gerichtet sind. 

(3) Der Bundesminister des Auswärtigen erläßt 
allgemeine Verwaltungsvor Schriften über die Aus- 
stellung amtlicher Pässe. 

§27 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§28 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. Zugleich tritt 
das Gesetz über das Paßwesen in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 210-2, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 26. März 1975 (BGBl. I S. 774), 
außer Kraft. 
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Begründung 


L Allgemeines 

1. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften haben in einer Entschließung der im 
Rat vereinigten Vertreter ihrer Regierungen 
vom 23. Juni 1981 (ABI. EG Nr. C 241 S. 1) und in 
einer ergänzenden Entschließung vom 30. Juni 
1982 (ABI. EG Nr. 179 S. 1) vereinbart, sich zu 
bemühen, bis spätestens zum 1. Januar 1985 ei- 
nen Paß nach einheitlichem Muster in den Mit- 
gliedstaaten der EG einzuführen. Der einheitli- 
che Paß in den EG-Staaten, der rechtlich ein 
nationaler Reisepaß bleibt, kann nach den an- 
geführten Entschließungen in fälschungssiche- 
rer und maschinenlesbarer oder in herkömmli- 
cher Weise gestaltet sein. 

1.1 Die Bundesregierung hat sich aus Gründen der 
inneren Sicherheit für die Einführung eines 
fälschungssicheren und maschinenlesbaren 
Passes entschieden. Der vom fälschungssiche- 
ren und maschinenlesbaren Personalausweis 
erwartete Sicherheitsgewinn kann erst voll 
wirksam werden, wenn auch der Reisepaß auf 
den Sicherheitsstandard des neuen Personal- 
ausweises gebracht wird. Aufgrund der Wahl- 
möglichkeit zwischen Personalausweis und 
Reisepaß als Grenzübertrittspapier bestünde 
anderenfalls die Möglichkeit, beim Grenzüber- 
tritt von einem fälschungssicheren Personal- 
ausweis auf einen konventionellen Reisepaß 
auszuweichen. Ein wirksames neues Sicher- 
heitssystem des Ausweiswesens muß deshalb 
die Einführung eines fälschungssicheren Per- 
sonalausweises und eines fälschungssicheren 
Reisepasses umfassen. 

1.2 Die technische Ausgestaltung eines fälschungs- 
sicheren und maschinenlesbaren Passes erfor- 
dert ebenso wie die Einführung eines dement- 
sprechenden Personalausweises Gesetzesände- 
rungen. 

2. Aus diesem Anlaß ist eine Neufassung des Ge- 
setzes über das Paßwesen vom 4. März 1952 
(BGBl. I S. 290), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 26. März 1975 (BGBl. I S. 774), erforderlich, 
weil 

— es seit Inkrafttreten des Ausländergesetzes 
vom 25. April 1965 (BGBl. I S. 353) auf Aus- 
länder nicht mehr anwendbar und somit un- 
übersichtlich geworden ist, 

— nach der Rechtsentwicklung der letzten 
Jahre eine Reihe von materiellen Regelun- 
gen, die bisher nur in Verwaltungsvorschrif- 
ten enthalten waren, einer gesetzlichen 
Grundlage bedürfen, 

— zusätzliche datenschutzrechtliche Regelun- 
gen aufgrund des Urteils des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 15. Dezember 1983 zum 
Volkszählungsgesetz zu treffen sind und 


— Straftatbestände wegen ihres geringen Un- 
rechtsgehaltes nunmehr als Ordnungswid- 
rigkeiten eingestuft werden sollen. 

Die Zuständigkeit des Bundes, dieses Rechtsge- 
biet zu regeln, folgt aus Artikel 73 Nr. 3 des 
Grundgesetzes. 

Das Gesetz bedarf nach Artikel 84 Abs. 1 und 5 
des Grundgesetzes der Zustimmung des Bun- 
desrates, weil es das Verwaltungsverfahren der 
Landesbehörden regelt und in § 22 die Bundes- 
regierung zum Erlaß von Einzelweisungen er- 
mächtigt. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu§l 

Absatz 1 Satz 1 enthält wie § 1 des bisher geltenden 
Gesetzes die Grundsatzregelung, daß Deutsche 
beim Überschreiten der Auslandsgrenzen der Bun- 
desrepublik Deutschland einen Paß oder Paßersatz 
mitführen und sich damit ausweisen müssen. Der 
Paß oder Paßersatz muß, um die Funktion als 
Grenzübertrittspapier erfüllen zu können, grund- 
sätzlich gültig sein. Satz 2 führt zusätzlich einen 
vorläufigen Paß ein. Der vorläufige Paß ist nötig, 
weil durch die aus Sicherheitsgründen (kontinuier- 
liche Herstellungs- und Druckqualität) erforderli- 
che Zentralisierung der Herstellung und Ausstel- 
lung des fälschungssicheren Passes eine sofortige 
Ausgabe des neuen Passes bei der Paßbehörde im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes oder im Ausland 
nach Einführung des neuen Paßsystems nicht mehr 
möglich ist. Der vorläufige Paß dient dazu, ein Paß- 
bewerber in Not- und Eilfällen im In- und Ausland 
sofort mit einem vollwertigen, aber in seiner Gel- 
tungsdauer auf regelmäßig sechs Monate begrenz- 
ten Identitätspapier zu versehen. In Satz 3 wird 
klargestellt, daß entsprechend Artikel 5 Abs. 2 des 
Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Deutschen Demokratischen Republik 
über Fragen des Verkehrs (BGBL II 1972 S. 1449 ff.) 
der Ausweispflicht auch durch Vorlage eines zur 
Personenfeststellung bestimmten Ausweises der 
Deutschen Demokratischen Republik entsprochen 
werden kann. 

Nach Absatz 2 darf jeder Deutsche grundsätzlich 
nur einen Paß besitzen. Ausnahmen sind bei be- 
rechtigtem Interesse zuzulassen: Einige Staaten 
verweigern Deutschen die Einreise, wenn aus Ih- 
rem Paß ersichtlich ist, daß sie sich in bestimmten 
anderen Staaten aufgehalten haben oder aufhalten 
wollen. Der Besitz eines Paßersatzes neben einem 
Paß ist zulässig, da ein Paßersatz nicht unbe- 
schränkt verwendbar ist und für seine Ausstellung 
besondere Rechtsvorschriften gelten, die zum Teil 
auf zwischenstaatlichen Vereinbarungen beruhen. 
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Absatz 3 stellt klar, daß der Paß nur an Deutsche im 
Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes 
ausgestellt werden darf und auch nach Aushändi- 
gung Eigentum der Bundesrepublik Deutschland 
bleibt. Andere Staaten sind folglich über Reisepässe 
der Bundesrepublik Deutschland nicht verfügungs- 
berechtigt. 


Zu §2 

Absatz 1: Die Verordnungsermächtigung entspricht 
der derzeitigen Regelung im Paßgesetz. Danach 
können Deutsche zur Erleichterung des Grenzüber- 
tritts für besondere Fälle (z. B. bei Unglücks- oder 
Katastrophenfällen) oder auf Grund zwischenstaat- 
licher Vereinbarungen von der Paßpflicht befreit 
werden. Ferner können andere amtliche Ausweise 
als Paßersatz eingeführt oder zugelassen werden 
(z. B, Kinderausweise, Seefahrtsbücher). 

Absatz 2: Die Bestimmung ist erforderlich, um in 
besonderen humanitären Einzelfällen helfen zu 
können. 


Zu §3 

Im Zusammenhang mit der Regelung der Paß- 
pflicht ist ausdrücklich zu bestimmen, daß die Aus- 
landsgrenze grundsätzlich nur an den zugelassenen 
Grenzübergangsstellen und nur innerhalb der fest- 
gesetzten Verkehrsstunden überschritten werden 
darf. 


Zu §4 

Absatz 1 dient dem Zweck, die in den Paß aufzuneh- 
menden personenbezogenen Angaben im Gesetz 
abschließend aufzuzählen. Die Angaben beschrän- 
ken sich auf solche Merkmale des Paßinhabers, die 
zur Feststellung seiner Identität erforderlich sind, 
unter Beachtung der in der Entschließung des Ra- 
tes der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Juni 
1981 auf geführten Angaben. Danach ist auch das 
Geschlecht des Paßinhabers im Paß aufzunehmen. 
Im übrigen wird die derzeitige Verwaltungspraxis, 
im Paß auch den Doktorgrad des Paßinhabers ein- 
zutragen, gesetzlich verankert. Der Doktorgrad 
wird im täglichen Leben in der Regel neben dem 
Namen verwendet. 

Absatz 2 regelt die erleichterte Maschinenlesbar- 
keit des Reisepasses, insbesondere die Einrichtung 
einer Zone für das automatische Lesen, gesetzlich. 
Darüber hinaus wird der Inhalt der Lesezone im 
einzelnen festgelegt. Die Bestimmung über die Zu- 
sammensetzung der Seriennummer des Reisepas- 
ses dient der Klarstellung, daß die Seriennummer 
kein verstecktes Personenkennzeichen sein kann. 

Absatz 3 Satz 1 bestimmt in Abweichung von der 
bisherigen Regelung, daß die Muster des Reisepas- 
ses und des mit diesem Gesetz einzuführenden vor- 
läufigen Reisepasses nicht mehr durch Verwal- 
tungsvorschriften, sondern durch Rechtsverord- 


nung des Bundesministers des Innern im Beneh- 
men mit dem Auswärtigen Amt bestimmt werden. 
Entsprechendes gilt nach Satz 2 für einen Paßer- 
satz, sofern sein Muster nicht in anderen Rechts- 
vorschriften oder in zwischenstaatlichen Vereinba- 
rungen festgelegt ist. Die Rechtsverordnung bedarf 
der Zustimmung des Bundesrates. Satz 3 ermög- 
licht die Eintragung von Kindern des Paßinhabers, 
die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 
Diese Neuregelung erscheint sinnvoll, weil auf die 
Einführung eines fälschungssicheren Familienpas- 
ses, der mehrere kunststoffbeschichtete Karten ent- 
halten müßte, verzichtet werden soll. 

Nach Absatz 4 sind bei der Bestimmung des Paß- 
musters für den Reisepaß die Entschließungen des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
23. Juni 1981 und 30. Juni 1982 über die Einführung 
eines einheitlichen Paßmusters in den EG-Mitglied- 
staaten („Europa-Paß“) zugrunde zu legen. Das gilt 
insbesondere hinsichtlich der Größe und der Farbe 
des Reisepasses. Absatz 4 findet keine Anwendung 
auf den vorläufigen Reisepaß sowie auf Dienst-, Mi- 
nisterial- und Diplomatenpässe (amtliche Pässe). 

Absatz 5: Die Muster der Dienst-, Ministerial- und 
Diplomatenpässe werden durch besondere Rechts- 
verordnung des Bundesministers des Innern im Be- 
nehmen mit dem Auswärtigen Amt bestimmt. Au- 
ßer den in Absatz 1 aufgeführten Angaben können 
in diese amtlichen Pässe auch Angaben über das 
Dienstverhältnis des Paßinhabers aufgenommen 
werden. Ferner eröffnet Absatz 5 die Möglichkeit, 
für die amtlichen Pässe ihrer Zweckbestimmung 
entsprechende Sonderregelungen in die Rechtsver- 
ordnung über Gültigkeit, Ausstellung, Einziehung, 
Sicherstellung und Pflichten des Paßinhabers auf- 
zunehmen. 


Zu §5 

Absatz 1: In den neuen Paß soll eine kunststoffbe- 
schichtete Karte auf genommen werden, die neben 
dem Lichtbild des Paßinhabers und seiner Unter- 
schrift Angaben zur Person des Paßinhabers ent- 
hält. Dadurch wird erreicht, daß der Paß mit der 
eingeschweißten Paßkarte nicht durch unbefugte 
Manipulationen verfälscht werden kann, weil die 
Paßkarte bereits beim Versuch, sie zu öffnen, irre- 
parabel beschädigt wird. Dies hat zur Folge, daß 
nachträgliche Eintragungen auf der Paßkarte nicht 
vorgenommen werden können. Deshalb ist es auch 
nicht mehr möglich, die Gültigkeitsdauer des Pas- 
ses durch eine entsprechende Eintragung zu verlän- 
gern. Im Paßgesetz muß daher die Gültigkeitsdauer 
des Passes auf einen bestimmten Zeitraum ohne 
Verlängerungsmöglichkeit festgelegt werden. Die 
bisherige Regelung in der Verwaltungsvorschrift 
zum Paßgesetz, die eine Gültigkeitsdauer von bis zu 
zehn Jahren ermöglicht, soll grundsätzlich als gene- 
relle Gültigkeitsdauer des Passes in das Paßgesetz 
aufgenommen werden. 

Bei Personen, die das 26. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, soll ebenso wie beim neuen Perso- 
nalausweisgesetz die Gültigkeitsdauer des Passes 
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auf fünf Jahre begrenzt werden, weil die körperli- 
che Entwicklung in diesem Alter noch nicht abge- 
schlossen ist und zu einer Änderung des persönlich- 
keitstypischen Erscheinungsbildes führt. Dies wie- 
derum hat zur Folge, daß das im Paß befindliche 
Lichtbild schon nach wenigen Jahren eine zuverläs- 
sige Identifizierung des Paßinhabers nicht mehr ge- 
währleistet. Satz 3 ermöglicht eine kürzere Gel- 
tungsdauer als zehn bzw. fünf Jahre für Zweit- oder 
Drittpässe ihrer Zweckbestimmung entsprechend. 

Die Begrenzung der Gültigkeitsdauer eines vorläu- 
figen Passes in der Regel auf höchstens sechs Mo- 
nate trägt dem Interimscharakter dieses Passes 
Rechnung. Satz 5 bestimmt, daß Pässe künftig in 
keinem Fall mehr verlängert werden. 

Absatz 2 stellt klar, daß der Geltungsbereich und 
die Gültigkeitsdauer des Passes aus den in § 7 ange- 
führten Gründen beschränkt werden können. 


Zu §6 

Nach dem Grundgesetz ist die Ausreisefreiheit als 
Ausfluß der allgemeinen Handlungsfreiheit durch 
Artikel 2 Abs. 1 grundsätzlich gewährleistet. Das 
Recht zur Einreise in das Bundesgebiet ist für 
Deutsche nach Artikel 11 Abs. 1 des Grundgesetzes 
garantiert. Dementsprechend hat jeder Deutsche 
im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes 
grundsätzlich einen Rechtsanspruch auf Ausstel- 
lung des für die Aus- und Einreise erforderlichen 
Passes. 

Absatz 1 Satz 1 und 2 stellen klar, daß die Ausstel- 
lung eines Passes 'einen persönlichen Antrag vor- 
aussetzt. Die Regelung in Satz 3 trägt dem Schutz 
von Geschäftsunfähigen, Minderjährigen und sonst 
in der Geschäftsfähigkeit beschränkten Personen 
Rechnung. 

Absatz 2 legt die Antragserfordernisse zur Erlan- 
gung eines Passes einheitlich fest. 

Absatz 3: Bestehen Zweifel über die Personen des 
Antragstellers, sind die zur Feststellung seiner 
Identität erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Der 
Paßbewerber hat vor der Paßbehörde zu erklären, 
welche Nachweise er für seine Angaben hat oder 
wie seine Urkunden verlorengegangen und Nach- 
weise zu erlangen sind. Sind die Zweifel an den 
Angaben der Person auf diesem Wege nicht oder 
nur unter erheblichen Schwierigkeiten zu beheben, 
so sind zur Feststellung der Identität des Antrag- 
stellers erkennungsdienstliche Maßnahmen, wie 
Abnahme von Fingerabdrücken des Paßbewerbers, 
zulässig. Die Regelung über die Vernichtung der 
erkennungsdienstlichen Unterlagen nach Identi- 
tätsfeststellung ist § 163 c Abs. 4 der Strafprozeßord- 
nung nachgebildet. 

Absatz 4 entspricht Erfordernissen der Praxis: Aus 
dem Ausland ausgewiesenen Deutschen, die sich 
weigern, einen Paß zu beantragen, soll die ord- 
nungsgemäße Durchreise durch andere Staaten 
und die Einreise in den Geltungsbereich des Geset- 
zes gewährleistet werden. Darüber hinaus wird der 


Notwendigkeit Rechnung getragen, daß im Ausland 
in bestimmten Fällen ausweislosen, aber nicht 
selbst oder nicht allein antragsberechtigten Paßbe- 
werbern ein Paß oder Paßersatz auch ohne Mitwir- 
kung des Sorgeberechtigten ausgestellt werden 
kann. 

Nach Absatz 5 gelten die Absätze 1 bis 4 auch für 
den Paßersatz, sofern in den für diesen geltenden 
Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist. 


Zu § 7 

Absatz 1 enthält den Katalog der Gründe für eine 
Versagung des Passes. Sie entsprechen im wesentli- 
chen den Paßversagungsgründen des § 7 Abs. 1 des 
bisherigen Paßgesetzes, die zur verfassungsmäßi- 
gen Ordnung im Sinne des Artikels 2 Abs. 1 des 
Grundgesetzes gehören (vgl. BVerfGE 6, 32, 42 ff.). 
Die Bestimmungen des § 7 Abs. 2 wurden nicht 
übernommen, da es sich dort bei den unter Buchsta- 
ben a und b genannten Tatbeständen um Antrags- 
erfordernisse handelt und der Tatbestand zu c) 
durch Gesetz vom 26. März 1975 (BGBl. I S. 774) auf- 
gehoben worden ist. 

Der Begriff „Belange der Bundesrepublik Deutsch- 
land“ in Absatz 1 Nr. 1 umfaßt auch Belange eines 
Landes der Bundesrepublik Deutschland. 

Der in Absatz 1 Nr. 3 neueingefügte Tatbestand 
geht auf den vom Deutschen Bundestag zu dem 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Ver- 
kehr mit Betäubungsmitteln (Opiumgesetz) ange- 
nommenen Entschließungsantrag zurück (Druck- 
sache VI/2673). 

Die Neuregelung in Absatz 1 Nr. 7 und 8 folgt aus 
§3 Abs. 2, §48 Abs. 1 Nr. 5b und §48 Abs. 2 des 
Wehrpflichtgesetzes: Nach § 3 Abs. 2 WPflG haben 
Wehrpflichtige nach Beginn der Erfassung ihres 
Geburtsjahrgangs unter bestimmten Voraussetzun- 
gen eine Genehmigung des Kreiswehrersatzamtes 
einzuholen, wenn sie den Geltungsbereich des 
Wehrpflichtgesetzes länger als drei Monate verlas- 
sen wollen. Nach § 48 Abs. 1 Nr. 5 WPflG kann im 
Bereitschaftsfall durch Anordnung der Bundesre- 
gierung eine erweiterte Genehmigungspflicht ein- 
geführt werden, damit Wehrpflichtige sich nicht der 
Ableistung des Wehrdienstes entziehen; das gilt 
nach § 48 Abs. 2 WPflG auch im Verteidigungsfall. 
Nummer 9 entspricht der Regelung in Nummer 7 
für Zivildienstpflichtige. Nummern 6, 7, 8 und 9 gel- 
ten nicht im Land Berlin. 

Absatz 2 stellt entsprechend dem Grundsatz des 
Übermaßverbotes klar, daß ein Vor liegen von Paß- 
versagungsgründen nicht in jedem Fall zur Paßver- 
sagung führen muß, sondern nur die Maßnahme zu 
treffen ist, die nach den Gegebenheiten des Einzel- 
falles erforderlich erscheint. Dies gilt besonders für 
Fälle, in denen Paßversagungsgründe nur in bezug 
auf bestimmte ausländische Staaten vorliegen. 

Nach Absatz 3 gelten die Paßversagungsgründe 
auch für die Versagung eines ausschließlich als 
Paßersatz bestimmten amtlichen Ausweises. 
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Die Regelung in Absatz 4 folgt aus Artikel 11 Abs. 1 
des Grundgesetzes, der jedem Deutschen das Recht 
auf Einreise in den Geltungsbereich des Paßgeset- 
zes garantiert. 

Absatz 5 trägt dem Umstand Rechnung, daß die 
Deutsche Demokratische Republik für die Bundes- 
republik Deutschland nicht Ausland ist und stellt 
sicher, daß Reisen von und nach dem Land Berlin 
sowie in die Deutsche Demokratische Republik und 
nach Berlin (Ost) von hier aus keinen Beschränkun- 
gen unterliegen. 


Zu §8 

Die Vorschrift entspricht der Regelung im bisheri- 
gen Paßgesetz. 


Zu §9 

Absatz 1 Satz 1 zieht die erforderlichen Konsequen- 
zen aus einer Paßversagung oder Paßentziehung 
durch die Paßbehörde oder einer Anordnung der 
Personalausweisbehörde, wonach der Personalaus- 
weis nicht zum Verlassen des Bundesgebiets be- 
rechtigt, indem bestimmt wird, daß die für die poli- 
zeiliche Kontrolle des grenzüberschreitenden Ver- 
kehrs zuständigen Behörden in diesen Fällen dem 
Betroffenen die Ausreise in das Ausland zu unter- 
sagen haben. Nach Satz 2 können sie einem Deut- 
schen, gegen den ein Paß Versagungsgrund vorliegt, 
der aber noch im Besitz eines Passes ist oder der 
keinen zum Grenzübertritt gültigen Paß oder Paß- 
ersatz, z. B. Personalausweis, mitführt, die Ausreise 
in das Ausland untersagen. In welchem Umfang im 
letzteren Fall von den für die polizeiliche Kontrolle 
des grenzüberschreitenden Verkehrs zuständigen 
Behörden ein Reiseausweis als Paßersatz ausge- 
stellt werden kann, wird durch Verwaltungsvor- 
schrift geregelt. Nach Satz 3 kann in den Fällen, in 
denen die Voraussetzungen für Beschränkungen 
nach §7 Abs. 2 vorliegen, die Ausreise in die in 
Betracht kommenden Staaten untersagt werden. 
Die Maßnahmen nach Absatz 1 haben ebenso wie 
die Zurückweisungsfälle gemäß § 18 Abs. 1 des Aus- 
ländergesetzes keine Dauerwirkung. 

Absatz 2 eröffnet die Möglichkeit, ausnahmsweise 
in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Ausreisen zu 
gestatten, wenn dies aus humanitären Erwägungen 
notwendig ist. 

Absatz 3 ist Ausfluß des Artikels 11 des Grundgeset- 
zes. 


Zu §10 

Die Bestimmung legt die Ungültigkeitstatbe stände 
im Gesetz fest. Die Ungültigkeit des Passes kann zu 
seiner Einziehung führen. 


Zu §11 

Absatz 1: Die Einziehung eines ungültigen Passes 
oder Paßersatzes muß möglich sein, um seinen Miß- 
brauch auszuschließen. 

Absatz 2 regelt die Folge, wenn jemand unbefugt 
mehrere Pässe der Bundesrepublik Deutschland 
besitzt. Die Einziehung überzähliger Pässe wird mit 
dem Ziele der Vernichtung vorgenommen. Absatz 2 
gilt nicht für einen Paßersatz, da sein Besitz neben 
einem Paß grundsätzlich zulässig ist und der Besitz 
mehrerer Paßersatzpapiere nach den für ihre Aus- 
stellung geltenden Vorschriften zu beurteilen ist. 

Absatz 3 dient den Belangen der Bürger, aber auch 
der Verwaltungsvereinfachung. 


Zu §12 

Absatz 1: Die Ausstellung eines Passes der Bundes- 
republik Deutschland schafft den Vertrauenstatbe- 
stand, daß bei seinem Inhaber ein Recht zum Besitz 
des Passes vermutet wird. Um diesen Rechtsschein 
zu schützen, muß ein Paß, der sich im Besitz eines 
Unbefugten befindet, sichergestellt werden können. 
Dies gilt auch gegenüber Paßinhabern, bei denen 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß gegen 
sie Paßversagungsgründe vorliegen, so daß ihnen 
der Paß zu entziehen oder in seinem räumlichen 
oder zeitlichen Geltungsbereich einzuschränken ist. 
Schließlich muß ein Paß auch sichergestellt werden 
können, wenn er einzuziehen ist. 

Die Bestimmung kann für einen Paßersatz nur in- 
soweit gelten, als dieser ausschließlich die Funktion 
eines Grenzübertrittspapiers hat. Die Sicherstel- 
lung der übrigen Paßersatzpapiere ist im Rahmen 
der für sie besonders geltenden oder nach allgemei- 
nen Rechtsvorschriften über die Sicherstellung zu- 
lässig. 

Absatz 2 dient dem Rechtsschutzinteresse des Be- 
troffenen. 

Absatz 3 berücksichtigt, daß in den Mitgliedstaaten 
der EG unter bestimmten Voraussetzungen auch 
der Personalausweis ein Aufenthaltsrecht gewährt. 
In den Fällen, in denen eine Sicherstellung eines 
Passes erfolgt, muß deshalb konsequenterweise 
auch eine Sicherstellung eines Personalausweises 
möglich sein. 


Zu § 13 

Die Vorschrift bestimmt, daß Widerspruch und An- 
fechtungsklage gegen die Untersagung der Aus- 
reise und gegen die Sicherstellung des Passes keine 
aufschiebende Wirkung haben, damit sich der Paß- 
inhaber der Maßnahme nicht entziehen kann. Ohne 
diese Regelung bestünde die Besorgnis, daß die mit 
der Untersagung der Ausreise und der Sicherstel- 
lung bekämpfte Gefahr sich schon im Zeitraum bis 
zur verwaltungsgerichtlichen Hauptsacheentschei- 
dung verwirklichen würde. Deshalb ist es in diesem 
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Fall im öffentlichen Interesse geboten, den Rechts- 
schutzanspruch des einzelnen einstweilen zurück- 
zustellen. 


Zu §14 

Die Festlegung bestimmter Pflichten des Inhabers 
eines Passes der Bundesrepublik Deutschland ist 
aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder Ord- 
nung erforderlich. 


Zu §15 

Mit dieser Vorschrift — sowie mit §§ 16 und 17 — 
werden entsprechend den Regelungen im Personal- 
ausweisgesetz vom 6. März 1980 (BGBl. I S. 270) und 
im Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung 
des Personalausweisgesetzes (Drucksache 10/2177) 
datenschutzrechtliche Bestimmungen auf dem Ge- 
biet des Paßrechts getroffen. 

Absatz 1 enthält das Verbot der Aufnahme von Fin- 
gerabdrücken in den Paß sowie das Verbot auf ver- 
schlüsselte Angaben über die Person des Paßinha- 
bers. Durch das Verbot der Aufnahme personenbe- 
zogener Daten in die Seriennummer oder die Prüf- 
ziffern soll verhindert werden, daß die Seriennum- 
mer oder die Prüfziffern die Funktion eines Perso- 
nenkennzeichens übernehmen kann. Die Prüfzif- 
fern gehören zu dem in der elektronischen Daten- 
verarbeitung üblichen System der Nummernsiche- 
rung und dienen der Vermeidung von Fehlern bei 
der Herstellung der Pässe sowie bei automatischem 
Lesen der Ziffern. Die Normierung der Pflicht, bei 
Neuausstellung eines Passes auch eine neue Seri- 
ennummer zu bestimmen, dient dem Persönlich- 
keitsschutz. Hierdurch wird verhindert, daß die Se- 
riennummer des Passes ihren Inhaber lebenslang 
begleitet und dadurch als Surrogat eines Personen- 
kennzeichens verwendet werden könnte. 

Durch die Regelung in Absatz 2 soll verhindert wer- 
den, daß über die ausdrücklich zugelassenen Da- 
teien hinaus zentrale Register eingerichtet wer- 
den. 

Nach Absatz 3 ist die Bundesdruckerei, bei der 
künftig alle Reisepässe zentral hergestellt und aus- 
gestellt werden, ermächtigt, personenbezogene Da- 
ten vorübergehend zu speichern, soweit dies zur 
Herstellung des Passes erforderlich ist. Die Daten 
sind nach dem Herstellungsvorgang in der Bundes- 
druckerei zu löschen. Die in Satz 1 zugelassene 
Speicherung der Seriennummern bei der Bundes- 
druckerei dient ausschließlich der Kontrolle des 
Verbleibs der hergestellten Pässe. Eine solche Kon- 
trolle ist unverzichtbar, weil aus Gründen der Si- 
cherheit des neuen Passes jederzeit feststellbar 
sein muß, zu welchem Zeitpunkt ein bestimmter 
Paß an welche Paßbehörde ausgeliefert worden ist. 
Die Nummernvergabe der plastifizierten Seite mit 
Personalangaben erfolgt aus fertigungstechnischen 
Gründen durch die Bundesdruckerei. 


Absatz 4 verdeutlicht nochmals, daß der Serien- 
nummer nicht die Funktion eines Personenkennzei- 
chens zukommen darf. Absatz 4 Satz 1 verbietet 
deshalb eine Verwendung der Seriennummer in der 
Weise, daß mit ihrer Hilfe personenbezogene Daten 
aus Dateien abgerufen oder Dateien untereinander 
verknüpft werden. Diese Regelung enthält nicht ein 
absolutes Speicherungsverbot für Seriennummern, 
schließt aber deren Nutzung als Mittel zum Abruf 
personenbezogener Daten oder zur Verknüpfung 
mehrerer Dateien aus. Ausnahmen gelten lediglich 
einmal für die Paßbehörden, die personenbezogene 
Daten aus ihren eigenen Dateien mit Hilfe der Seri- 
ennummer abrufen dürfen. Außerdem soll es den 
Polizeibehörden und -dienststeilen des Bundes und 
der Länder möglich sein, die Seriennummer für den 
Abruf der in Dateien gespeicherten Seriennum- 
mern solcher Pässe zu verwenden, die für ungültig 
erklärt worden sind, abhanden gekommen sind 
oder bei denen der Verdacht einer Benutzung durch 
Nichtberechtigte besteht. 

Schließlich wird zur Bekräftigung, daß die Serien- 
nummer auch nicht als Ersatz eines Personenkenn- 
zeichens in Betracht gezogen werden kann, eine 
Speicherung der Seriennummer im Melderegister 
verboten. 

Absatz 5 stellt klar, daß die datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen auch für ausschließlich als Paßer- 
satz bestimmte amtliche Ausweise gelten. Der vor- 
läufige Paß wird ohne ausdrückliche Erwähnung 
vom Paßbegriff mitumfaßt. 


Zu § 16 

Die Bestimmung enthält im Hinblick auf die Ma- 
schinenlesbarkeit des Passes die erforderlichen da- 
tenschutzrechtlichen Regelungen für den öffentli- 
chen Bereich. 

Absatz 1 legt zunächst fest, daß Behörden und son- 
stige öffentliche Stellen den Paß grundsätzlich 
nicht zum automatischen Abruf personenbezogener 
Daten verwenden dürfen. Ein automatischer Abruf 
personenbezogener Daten mit Hilfe des neuen Pas- 
ses ist nur in den in Satz 2 normierten Ausnahme- 
fällen möglich, die auf einer Abwägung daten- 
schutzrechtlicher Belange mit denen der öffentli- 
chen Sicherheit beruhen: Die Polizeien des Bundes 
und der Länder sowie die Zollbehörden dürfen im 
Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse aus dem 
polizeilichen Fahndungsbestand — und zwar nur 
aus diesem — mit Hilfe des Passes automatisch 
abfragen, soweit darin Daten für die Zwecke 

— der Grenzkontrolle, 

— der Fahndung oder Aufenthaltsfeststellung aus 
Gründen der Strafverfolgung, Strafvollstrek- 
kung oder der Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit 

geführt werden. 

Absatz 2 Satz 1 verbietet es, beim automatischen 
Lesen des Passes personenbezogene Daten in Da- 
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teien zu speichern. Die Erstellung von Bewegungs- 
bildern ist damit grundsätzlich unzulässig. Satz 2 
erlaubt lediglich den Polizeibehörden des Bundes 
und der Länder sowie den Zollbehörden in solchen 
Fällen im Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse 
personenbezogene Daten, insbesondere Abrufe 
nach Absatz 1 Satz 2, aufzuzeichnen. Diese Möglich- 
keit ist aber auf seltene Ausnahmefälle beschränkt: 
Bestimmte Tatsachen müssen die Annahme recht- 
fertigen, daß die Speicherung zur Aufklärung einer 
der in § 100 a StPO genannten Straftaten oder zur 
Verhütung einer solchen unmittelbar drohenden 
Straftat führen kann und die Aufklärung oder Ver- 
hütung ohne diese Maßnahme aussichtslos oder we- 
sentlich erschwert würde. 

Nach Absatz 3 bedarf eine derartige Verwendung 
des Passes grundsätzlich der Anordnung durch den 
Richter, und zwar im Fall des Absatzes 2 Satz 2 
Nr. 1 gemäß der Strafprozeßordnung und im Fall 
des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 2 ist das Amtsgericht zu- 
ständig, in dessen Bezirk die antragstellende Be- 
hörde ihren Sitz hat. Nur bei Gefahr im Verzüge 
wird eine darüber hinausgehende personell engein- 
gegrenzte Eilzuständigkeit geschaffen. In jedem 
Fall treten Anordnungen, die nicht durch den Rich- 
ter getroffen sind, wieder außer Kraft, falls die rich- 
terliche Entscheidung nicht spätestens bis zum 
Ende des übernächsten Tages ergangen ist. 

Absatz 4 engt die Maßnahme, die schriftlich ange- 
ordnet werden und den Betroffenen soweit möglich 
bezeichnen muß, ihrem Ausnahmecharakter ent- 
sprechend räumlich und zeitlich ein. 

Absatz 5 regelt die Löschung der gewonnenen und 
für den betreffenden Zweck nicht mehr erforderli- 
chen Daten. 


Zu § 17 

Absatz 1 dient der Klarstellung, daß auch der neue 
Paß ebenso wie ein Paßersatz die herkömmliche 
Funktion als Legitimationspapier im privaten 
Rechtsverkehr behält. 

Absatz 2 verbietet generell eine Verwendung der 
Seriennummer im nichtöffentlichen Bereich in der 
Weise, daß mit ihrer Hilfe ein Abruf personenbezo- 
gener Daten aus Dateien oder eine Verknüpfung 
von Dateien möglich ist. 

Nach Absatz 3 wird jeder Gebrauch des neuen Pas- 
ses sowohl zum automatischen Abruf als auch zur 
automatischen Speicherung personenbezogener 
Daten im privaten Rechtsverkehr untersagt. 


Zu§ 18 

Absatz 1: Unter Paßangelegenheiten sind die Aus- 
stellung, die Versagung, die Entziehung, die Ein- 
schränkung und die Einziehung von Pässen und 
Paßersatzpapieren sowie alle sonstigen mit der 
Ausführung der paßrechtlichen Vorschriften zu- 
sammenhängenden Verwaltungstätigkeiten — mit 
Ausnahme der grenzpolizeilichen Kontrolle — zu 


verstehen. Satz 1 stellt klar, daß die Länder, die das 
Gesetz als eigene Angelegenheit durchführen, die 
Paßbehörden im Geltungsbereich des Gesetzes be- 
stimmen. Im Land Berlin ist nach alliiertem Vorbe- 
haltsrecht für die Ausstellung von Pässen der Bun- 
de sminister des Innern zuständig. In Satz 2 werden 
für die Ausstellung ausschließlich als Paßersatz be- 
stimmter amtlicher Ausweise mit kurzer Gültig- 
keitsdauer (Reiseausweise als Paßersatz, Ausweise 
für den kleinen Grenzverkehr und den Touristen- 
verkehr) die für die polizeiliche Kontrolle des 
grenzüberschreitenden Verkehrs zuständigen Be- 
hörden und Dienststellen bestimmt. 

Absatz 2: Für die Paßangelegenheiten können im 
Ausland nur die vom Auswärtigen Amt bestimmten 
Auslandsvertretungen zuständig sein. Die Vor- 
schrift entspricht § 10 Abs. 2 des bisher geltenden 
Gesetzes. 

Absätze 3 und 4: Die örtlichen Zuständigkeiten sind 
nach Gesichtspunkten der Zweckmäßigkeit und in 
Übereinstimmung mit melderechtlichen Vorschrif- 
ten festgelegt. 

Absatz 5 entspricht § 10 Abs. 1 Satz 3 des bisher gel- 
tenden Gesetzes. 

Absatz 6: Die Sicherstellung muß von allen zur Prü- 
fung von Personalien befugten Stellen vorgenom- 
men werden können, da jede Verzögerung dieser 
Maßnahme einen weiteren Mißbrauch des Passes 
ermöglichen würde. Insbesondere kommen für 
diese Aufgabe die für die polizeiliche Kontrolle des 
grenzüberschreitenden Verkehrs zuständigen Be- 
hörden in Betracht. 


Zu §19 

Die Vorschrift entspricht dem Grunde nach § 13 des 
bisher geltenden Gesetzes. Eine Erhöhung des im 
Gesetz bestimmen Höchstsatzes der Gebühr für die 
Ausstellung eines Reisepasses von 10 DM auf 30 
DM ist aus folgenden Gründen unumgänglich: Der 
in Artikel 3 des Kostenermächtigungs-Änderungs- 
gesetzes vom 23. Juni 1970 (BGBl. I S. 805) be- 
stimmte Gebührenhöchstsatz von 10 DM liegt er- 
heblich unter den den Paßbehörden z. Z. entstehen- 
den Kosten für die Ausgabe des derzeitigen Reise- 
passes. Nach Angaben der Länder und Gemeinden 
betragen die Personal- und Sachkosten für einen 
konventionellen Reisepaß z. Z. rd. 25 DM. Da nach 
Schätzung der Bundesdruckerei bis zum Jahre 1990 
die Mehrkosten für die Herstellung eines fäl- 
schungssicheren Reisepasses rd. 10 DM bis 15 DM 
betragen werden, erhöhen sich die Gesamtkosten 
des neuen Passes (Herstellungs- und Verwaltungs- 
kosten) auf 35 DM bis 40 DM. Die Länder und die 
kommunalen Spitzenverbände halten deshalb eine 
Erhöhung des im Gesetz zu bestimmenden Höchst- 
satzes der Gebühr für die Ausstellung eines fäl- 
schungssicheren Reisepasses auf 30 DM für gebo- 
ten. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß keine Ver- 
pflichtung zum Besitz eines Reisepasses besteht 
und der Personalausweis auch als Reisepapier für 
Reisen in alle westeuropäischen Staaten ausreicht. 
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Bei der Ausstellung von Reisepässen, die glaubhaft 
für den innerdeutschen Verkehr und den Transit- 
verkehr beantragt werden, beabsichtigen die Län- 
der, weiterhin von der Möglichkeit des § 3 der Paß- 
gebührenverordnung, wonach die Gebühr zur Wah- 
rung erheblicher öffentlicher Belange ermäßigt 
oder erlassen werden kann, großzügig Gebrauch zu 
machen. Von der Erhebung einer Gebühr kann 
nach der Paßgebührenverordnung auch abgesehen 
werden, wenn der Gebührenpflichtige bedürftig ist. 
Zu berücksichtigen ist schließlich, daß der fäl- 
schungssichere Reisepaß für eine Gültigkeitsdauer 
von zehn Jahren ausgestellt wird, während der der- 
zeitige Reisepaß nur fünf Jahre gültig ist und da- 
nach um fünf weitere Jahre verlängert werden 
kann, wofür eine Gebühr von insgesamt 15 DM zu 
entrichten ist 

Entsprechend der Empfehlung der Europakommis- 
sion des Deutschen Bundestages vom 23. Februar 
1984 (Drucksache 10/1126) wird sich die Bundesre- 
gierung aus europapolitischen Gründen bei den 
Ländern dafür einsetzen, daß der im Gesetzentwurf 
bestimmte Gebührenhöchstsatz in der für den tat- 
sächlichen Gebührensatz maßgeblichen Paßgebüh- 
renverordnung nicht sofort bei Einführung des Eu- 
ropapasses ausgeschöpft wird, sondern die Gebühr 
zunächst nicht über der derzeitigen Paßgebühr lie- 
gen sollte. 

Zu § 20 

Die Vorschrift ist § 2 a des Entwurfs eines Fünften 
Gesetzes zur Änderung des Personalausweisgeset- 
zes (Drucksache 10/2177) nachgebildet, der das Per- 
sonalausweisregister regelt. Durch Absatz 1 erhält 
das bei den Paßbehörden bereits derzeit geführte 
Paßregister eine gesetzliche Grundlage. 

Die im Paßregister aufzunehmenden Angaben sind 
in Absatz 2 abschließend aufgeführt. Absatz 3 um- 
schreibt den Zweck des Paßregisters, das 

— der Paßausstellung und der Feststellung der 
Echtheit des Passes, 

— der Identitätsfeststellung des Paßinhabers so- 
wie 

— der Durchführung dieses Gesetzes (z. B. Gebüh- 
renerhebung und Paßentziehung) 

dient. 

Absatz 4: Die Regelung über die Vernichtung der 
Unterlagen des Paßregisters nach Ablauf von fünf 
Jahren gilt nicht für die Paßbehörden im Ausland, 
weil diese häufig ältere Unterlagen, insbesondere 
im Zusammenhang mit Staatsangehörigkeitsfra- 
gen, benötigen. Eine Frist von 30 Jahren erscheint 
hier angemessen. 


Zu § 21 

Die Vorschrift enthält entsprechend §2b des Ent- 
wurfs einen Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Personalausweisgesetzes (Drucksache 10/2177) 


grundlegende Regeln über die Verarbeitung und 
Nutzung personenbezogener Daten durch die Paß- 
behörden. Die Regelung des Absatzes 1 ist § 1 Abs. 3 
des Melderechtsrahmengesetzes nachgebildet. Dies 
liegt schon deshalb nahe, weil die im Paßregister 
enthaltenen personenbezogenen Daten weitgehend 
mit den im Melderegister enthaltenen personenbe- 
zogenen Daten identisch sind. Die Paßbehörden 
dürfen personenbezogene Daten nur nach Maßgabe 
des Paßgesetzes, anderer Gesetze oder Rechtsver- 
ordnungen erheben, übermitteln, sonst verarbeiten 
oder nutzen. 

Absatz 2: Da das Paßregister — anders als das Mel- 
deregister — grundsätzlich nicht der Erteilung von 
Auskünften dient, wird die Übermittlung von Daten 
aus diesem Register an andere Behörden nur in den 
in Absatz 2 engumschriebenen Fällen zugelassen. 
Die ersuchende Behörde muß auf Grund von Geset- 
zen oder Rechtsverordnungen berechtigt sein, sol- 
che Daten zur Erfüllung ihrer Aufgaben zu erhal- 
ten. Diese Voraussetzung hat die ersuchte Behörde 
zu prüfen. Eine Rechtsgrundlage im Sinne des Ab- 
satzes 2 Nr. 1 besteht insbesondere, wenn die ersu- 
chende Behörde aufgrund einer Rechtsnorm be- 
rechtigt ist, solche Daten zu erheben, zu sammeln, 
auszuwerten oder sonst zu erhalten. Weitere Vor- 
aussetzung ist, daß die ersuchende Behörde ohne 
Kenntnis der Daten nicht in der Lage wäre, eine ihr 
obliegende Aufgabe zu erfüllen und die Daten bei 
dem Betroffenen nicht bzw. nur mit unverhältnis- 
mäßig hohem Aufwand erhoben werden können 
oder aber die Behörde nach der Art ihrer Aufgabe 
von einer solchen Datenerhebung bei dem Betroffe- 
nen absehen muß. 

Absatz 3 stellt klar, daß die Verantwortung für das 
Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 2 aus- 
schließlich die ersuchende Behörde trägt; sie muß 
deshalb das Ersuchen um Übermittlung von Daten 
aus dem Paßregister gegenüber der Paßbehörde 
nicht begründen. Im übrigen enthält diese Bestim- 
mung restriktive verfahrensrechtliche Vorschriften, 
die dem Datenschutz bei der Datenübermittlung 
dienen. 

Absatz 4 gewährt die für die Verwaltungspraxis un- 
verzichtbare Möglichkeit, die Daten des Paßregi- 
sters mit denen des Melderegisters zu vergleichen 
und falsche Eintragungen ggf. zu berichtigen. 


Zu §22 

Absatz 1: Die Bundesregierung muß bei Verwirkli- 
chung der erwähnten Tatbestandsmerkmale gemäß 
Artikel 84 Abs. 5 des Grundgesetzes die Möglichkeit 
haben, die Ausführung der paßrechtlichen Vor- 
schriften durch Einzelweisungen an die Länder zu 
steuern. Die Weisungsbefugnis an die bundeseigene 
Verwaltung braucht im Hinblick auf Artikel 86 des 
Grundgesetzes nicht durch Bundesgesetz bestimmt 
zu werden. 

Absatz 2 beruht auf der besonderen Stellung des 
Landes Berlin. 
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Zu §23 

Absatz 1: Nach dem bisher geltenden Gesetz war 
sowohl die Ausreise als auch die Einreise ohne 
Grenzübertrittspapier generell unter Strafe gestellt. 
Sie werden jetzt wegen des geringen Unrechtsge- 
halts als Ordnungswidrigkeit eingestuft. Im Hin- 
blick auf die hauptsächliche Zielsetzung des § 7 — 
Verhinderung der Ausreise beim Vorliegen be- 
stimmter Tatbestände — ist nunmehr nur noch die 
vorsätzliche Ausreise ohne einen Paß (hierunter fal- 
len auch der vorläufige Paß sowie Dienst-, Ministe- 
rial- und Diplomatenpässe) oder einen Paßersatz in 
den Fällen strafbar, in denen der Reisende über 
eine Auslandsgrenze ausreist, obwohl ihm zuvor 
zur Verhinderung der Ausreise ein Paß versagt 
oder entzogen wurde oder eine Anordnung nach § 2 
Abs. 2 des Personalausweisgesetzes ergangen ist. 
Die Einstufung dieses Tatbestandes als Straftat ist 
erforderlich, da die Mobilität der Straftäter ein er- 
hebliches Hindernis für die Effektivität der Straf- 
verfolgung darstellt Aus den gleichen Gründen 
wurde auch die vorsätzliche Zuwiderhandlung ge- 
gen eine Untersagung der Ausreise unter Strafe ge- 
stellt. 

Absatz 2: Täter, die einen Tatbestand nach Absatz 1 
verwirklichen wollen, werden von den Grenzkon- 
trollbehörden der Bundesrepublik Deutschland na- 
turgemäß häufig vor dem Überschreiten der Aus- 
landsgrenze und damit vor Vollendung der Tat ge- 
stellt. Deshalb muß auch der Versuch unter Strafe 
gestellt werden. 


Zu §24 

Absatz 1: Die fahrlässige Verwirklichung des Tatbe- 
standes des § 23 Abs. 1 Nr. 1 wurde wegen des gerin- 
geren Unrechtsgehaltes als Ordnungswidrigkeit 
eingestuft. Sie könnte z. B. in Betracht kommen, 
wenn ein Ausreiseverbot nach § 2 Abs. 2 des Perso- 
nalausweisgesetzes lange zurückliegt. 

Absatz 2 Nr. 1: Das in § 1 Abs. 1 enthaltene Gebot, 
bei der Aus- oder Einreise einen für den Grenzüber- 
tritt gültigen Paß oder Paßersatz mitzuführen, muß 
durch Verhängung einer Geldbuße durchgesetzt 
werden können. Entsprechendes gilt für den Grenz- 
übertritt ohne Paß oder Paßersatz. 

Nummer 2: Das Erschleichen eines zusätzlichen 
Passes durch unrichtige Angaben gegenüber der 
Paßbehörde, wie z. B. auf Grund der falschen Erklä- 
rung, den Paß verloren zu haben, wurde als Ord- 
nungswidrigkeit eingestuft. 

Nummer 3 entspricht § 12 Abs. 1 Nr. 1 des bisher 
geltenden Gesetzes. 

Nummer 4: Ein Entziehen der polizeilichen Kon- 
trolle des grenzüberschreitenden Verkehrs wurde 
wie bisher als Ordnungswidrigkeit eingestuft. 

Die Bestimmung der Nummer 5 ist erforderlich, um 
die Verpflichtung, den Verlust des Passes oder sein 
Wiederauffinden anzuzeigen, durchsetzen zu kön- 
nen. 


Nummer 6 erklärt Verstöße gegen das Verbot der 
Verwendung der Seriennummer gemäß § 17 Abs. 2 
sowie gegen die durch § 17 Abs. 3 verbotene Ver- 
wendung des Passes zum automatischen Abruf und 
zur automatischen Speicherung personenbezogener 
Daten im privaten Bereich zur Ordnungswidrig- 
keit. 

Absatz 3; Das Höchstmaß der Geldbuße beträgt — 
mit Ausnahme der Nummer 4 — wie im bisher gel- 
tenden Gesetz fünftausend Deutsche Mark. In 
Nummer 4 war zur Wahrung der Sicherheitsfunk- 
tion der Grenzkontrollen entsprechend der in § 382 
Abs. 2 der Abgabenordnung vorgesehenen Geldbu- 
ßenhöhe bei vergleichbaren Zuwiderhandlungen 
gegen das Zollgesetz eine Geldbuße bis zu zehn- 
tausend Deutsche Mark vorzusehen. 

Absatz 4: Der Versuch der Ordnungswidrigkeit 
nach Absatz 2 kann aus den gleichen Gründen wie 
in § 22 Abs. 2 geahndet werden. 

Absatz 5: Das Höchstmaß der Geldbuße für eine 
fahrlässig begangene Ordnungswidrigkeit in den 
Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 und 3 ergibt sich aus 
§ 17 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten. 

Absatz 6: Nach § 5 Abs. 1 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten gilt für die Ahndung von Ord- 
nungswidrigkeiten der Gebietsgrundsatz. Da eine 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 2 Nr. 2 und 5 auch 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes be- 
gangen werden kann, ist eine ergänzende Regelung 
erforderlich. 


Zu §25 

Die Festlegung der sachlichen Zuständigkeiten für 
die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten durch 
Bundesbehörden wurde nach Gesichtspunkten der 
Zweckmäßigkeit vorgenommen. Die Auslandsver- 
tretungen können nicht selbst als zuständige Ver- 
waltungsbehörden bestimmt werden, da die Verfol- 
gung der Ordnungswidrigkeiten im Ausland als un- 
zulässiger Eingriff in fremde Hoheitsgewalt anzu- 
sehen wäre. Die in Nummer 1 vorgesehene Ermäch- 
tigung zum Erlaß einer Rechtsverordnung zur 
Übertragung der Zuständigkeit auf eine Behörde 
des Bundes ist zur Entlastung des Auswärtigen Am- 
tes erforderlich. Die Länder werden die Bußgeldbe- 
hörden ihres Bereichs nach § 36 Abs. 1 Nr. 2 a des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten selbst bestim- 
men. 


Zu §26 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften sind erforder- 
lich, um eine gleichmäßige Durchführung der Ge- 
setzesbestimmungen und der dazu erlassenen 
Rechtsverordnungen zu gewährleisten. Da die Ver- 
waltungsvorschriften überwiegend technischer Na- 
tur sind, wurde vorgesehen, daß sie der Bundesmi- 
nister des Innern erläßt. Die Verwaltungsvorschrif- 
ten über die Ausstellung amtlicher Pässe erläßt der 
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hierfür zuständige Bundesminister der Auswärti- 
gen. 


Zu § 27 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu § 28 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes. 

Der Zeitpunkt muß mit dem Beginn der Ausgabe 
des neuen fälschungssicheren „Europa-Passes‘‘ 
übereinstimmen. Da die Länder und die Bundes- 
druckerei wegen der verwaltungsmäßigen und tech- 
nischen Vorbereitungen für die Einführung des 
neuen Reisepasses einen längeren Zeitraum nach 
Verkündung des Gesetzes benötigen, kann der Zeit- 
punkt des Inkrafttretens des Gesetzes erst im 
Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfahrens be- 
stimmt werden. 


IIL Kosten 

Den Paßbehörden werden je Reisepaß rd. 35 DM bis 
40 DM Personal- und Sachkosten entstehen, denen 
Gebühreneinnahmen von 30 DM je Reisepaß gegen- 
überstehen. Die Paßbehörden im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes, die von den Ländern bestimmt 
werden, stellen derzeit jährlich rd, 2,9 Mio. Reise- 
pässe aus, während die vom Auswärtigen Amt be- 
stimmten Paßbehörden im Ausland z. Z. jährlich rd, 
0,1 Mio. Reisepässe ausgeben. Folglich entstehen 
den Ländern jährlich Personal- und Sachkosten in 
Höhe von rd. 108 Mio. DM, denen Gebühreneinnah- 
men von jährlich rd. 87 Mio. DM gegenüberstehen. 
Für den Bund ergeben sich jährlich Kosten in Höhe 
von 3,75 Mio, DM und Gebühreneinnahmen von 
jährlich rd. 3 Mio, DM. Die dem Bund verbleibenden 
Kosten werden im Rahmen der mehrjährigen Fi- 
nanzplanung des Bundes abgedeckt. 

Spürbare Auswirkungen auf das Preisniveau sind 
nicht zu erwarten; insbesondere wird der Preisin- 
dex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte 
nicht verändert, da eine Position „Reisepässe“ im 
jetzt gültigen Warenkorb nicht enthalten ist. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu §§ 1, 2 und 4 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu 
prüfen, ob aus Gründen der Systematik und der 
Klarstellung nicht eine genauere Abgrenzung 
zwischen den Begriffen Paß, Paßersatz und vor- 
läufiger Paß vorgenommen werden sollte. 

2. Zu §§ 1 und 24 

a) In § 1 Abs. 1 Satz 1 sind nach den Worten 
„einen gültigen Paß“ die Worte „oder Paß- 
ersatz (§ 2 Abs. 1 Nr. 2)“ einzufügen. 

b) § 24 Abs. 2 Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. entgegen § 1 Abs. 1 keinen gültigen Paß 
oder Paßersatz mitführt,“. 

Begründung 

Es dient der Klarheit für den Normadressaten, 
wenn bereits in der Grundvorschrift auch die 
Möglichkeit des Paßersatzes genannt wird. 
Darüber hinaus wird dadurch die bisher nicht 
bestehende Übereinstimmung mit der Bußgeld- 
vorschrift (§ 24 Abs. 2 Nr. 1) hergestellt. Letz- 
tere kann sodann wie beantragt gestrafft wer- 
den. 

3. Zu §5 

In § 5 Abs. 1 ist Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Im Fall des § 1 Abs. 2 beträgt die Gültigkeits- 
dauer der Pässe fünf Jahre.“ 

Begründung 

§ 5 Abs. 1 Satz 3 regelt die Gültigkeitsdauer sog. 
Zweitpässe. Hier hat es eine unterschiedliche 
Praxis einzelner Paßbehörden gegeben. Da die 
Ausstellung eines Zweitpasses nichts Diskrimi- 
nierendes ist, weil insbesondere Geschäftsleu- 
te, die sowohl nach Israel als auch in arabische 
Länder, sowohl nach Südafrika als auch in an- 
dere afrikanische Staaten reisen wollen, Zweit- 
pässe benötigen, braucht die Gültigkeitsdauer 
nicht zu kurz bemessen zu werden. Die einheit- 
liche Bestimmung einer Frist durch das Gesetz 
ist sachgerecht. 

4. Zu §5 

In § 5 Abs. 1 sind in Satz 4 die Worte „von höch- 
stens sechs Monaten“ durch die Worte „von ei- 
nem Jahr“ zu ersetzen. 

Begründung 

Auch vorläufige Pässe werden ausgestellt, um 
dem Inhaber eine Reise in ein Land zu ermögli- 


chen, wo Deutsche einen Paß benötigen; häufig 
wird auch ein Visum benötigt. Die USA, Austra- 
lien und Neuseeland verlangen, daß der Paß 
über das Ende des Aufenthalts des Reisenden 
in ihrem Land hinaus noch mindestens sechs 
Monate gültig sein muß. Für einige arabische 
Länder bestehen ähnliche Regelungen. Mit ei- 
ner Gültigkeitsdauer von höchstens sechs Mo- 
naten ist ein vorläufiger Paß für den Inhaber 
zumeist wertlos. 

5. Zu §7 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weite- 
ren Gesetzgebungsverfahren §7 daraufhin zu 
prüfen, ob und in welchem Maße in diese Vor- 
schrift Regelungen aufgenommen werden soll- 
ten, welche die Befugnis der Paßbehörden, Aus- 
künfte über Paßversagungsgründe von anderen 
Behörden einzuholen oder von anderen Behör- 
den entsprechende Angaben entgegenzuneh- 
men, eindeutig festlegen. 

Begründung 

Für Auskunftsersuchen durch die Paßbehörden 
oder für Mitteilungen von Paßversagungsgrün- 
den an diese sind die Rechtsgrundlagen unter 
Berücksichtigung der Anforderungen, die das 
Bundesverfassungsgericht für Eingriffe in das 
Recht auf informationeile Selbstbestimmung 
festgeschrieben hat, zu überprüfen, insbeson- 
dere ob ausreichende Rechtsgrundlagen über 
befugte Offenbarungen von Steuer- und Sozial- 
daten (§ 30 Abgabenordnung, § 36 Sozialgesetz- 
buch I, § 67 ff. Sozialgesetzbuch X) vorhanden 
sind. 

Das Instrument der Paßversagung hat in der 
Verwaltungspraxis kaum noch Bedeutung. Nur 
wenn den Paßbehörden konkrete Anhalts- 
punkte für Paßversagungsgründe bekannt sind, 
werden sie tätig; in der Regel beschränken sie 
sich auf eine Abfrage bei der zuständigen Kri- 
minalpolizeibehörde oder eine Einsichtnahme 
ins Fahndungsbuch. Im übrigen gehen die Paß- 
behörden davon aus, daß an einer Paßversa- 
gung interessierte Stellen, z. B. Finanzbehör- 
den und Jugendämter, von sich aus vorsorglich 
über Paßversagungsgründe informieren. Zur 
Erleichterung der Arbeit der Paßbehörden 
sollte festgelegt werden, inwieweit ihnen Paß- 
versagungsgründe mitzuteilen sind oder sie 
selbst Nachforschungen anzustellen haben. 

6. Zu §15 

In § 15 Abs. 4 ist Satz 3 zu streichen. 
Begründung 

Das Melderechtsrahmengesetz läßt in § 2 Abs. 3 
für die Erfüllung der Aufgaben der Länder die 
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Speicherung weiterer Daten zu. Viele Landes- 
meldegesetze sehen im Rahmen von Maßnah- 
men der Gefahrenabwehr oder Strafverfolgung 
die Speicherung der Seriennummer des Passes 
im Melderegister vor. Die Speicherung der Se- 
riennummer ist notwendig, um der Polizei die 
schnelle Prüfung der Echtheit von Pässen 
durch Vergleich mit der Seriennummer insbe- 
sondere außerhalb der Dienstzeiten der Paßbe- 
hörde zu ermöglichen. 


7. Zu §16 Abs. 2 

In § 16 Abs. 2 Satz 2 sind in Nummer 2 die 
Worte „unmittelbar drohenden“ zu streichen. 

Begründung 

Zur Verhütung der in § 100 a StPO genannten 
Straftaten von besonderer Bedeutung ist die 
Möglichkeit der Speicherung bereits im Be- 
reich der konkreten Gefahr erforderlich. 


8. Zu §16 Abs. 3 

In § 16 ist Absatz 3 wie folgt zu fassen: 

„(3) Eine Verwendung des Passes nach Ab- 
satz 2 Satz 2 darf nur durch den Leiter der Poli- 
zeidienststelle oder seinen Beauftragten ange- 
ordnet werden.“ 

Begründung 

Der vorgesehene Richtervorbehalt für die Spei- 
cherung personenbezogener Daten beim auto- 
matisierten Lesen des Passes verzögert und 
hemmt die polizeiliche Tätigkeit und ist praxis- 
fern. Sachlich geht die Einschränkung auch 
über die Regelung des sog. G 10-Gesetzes bei 
der Telefonüberwachung hinaus. 


9. Zu §16 

Die Bundesregierung wird um Prüfung gebe- 
ten, ob es in solchen Fällen, in denen ein Be- 
troffener nach der Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts Gelegenheit erhalten 
muß, sich nachträglich gegen eine ohne seine 
zuvorige Anhörung getroffene Maßnahme zu 
wehren (vgl. BVerfGE 9, 89, 98; 18, 399, 404), aus- 
drücklich gesetzlich vorgeschrieben werden 
sollte, daß dem Betroffenen die Anordnung der 
Verwendung seines Passes im Sinne von § 16 
Abs. 2 Satz 2 mitzuteilen ist. 


10. Zu § 19 

In § 19 Abs. 2 ist Satz 3 zu streichen. 
Begründung 

Durch die gesetzliche Festschreibung eines Ge- 
bührenhöchstsatzes von 30 DM wird die Anpas- 
sung der Gebühren an die Kostenentwicklung 


im Sinne des Kostendeckungsprinzips er- 
schwert. Die Problematik wird bereits durch 
die Begründung der Regierungsvorlage deut- 
lich, indem darauf hingewiesen wird, daß sich 
die Gesamtkosten (Herstellungs- und Verwal- 
tungskosten) des neuen Passes nach jetzigen 
Ermittlungen auf 35 DM bis 40 DM belaufen 
werden. 

Der Gebührenrahmen ist in der vom Bundes- 
minister des Innern mit Zustimmung des^ Bun- 
desrates zu erlassenden Rechtsverordnung zu 
bestimmen. Die Festschreibung eines Gebüh- 
renhöchstsatzes durch den Gesetzgeber ist 
rechtlich nicht geboten. 


11. Zu §21 Abs. 2 

Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, 
ob §21 Abs. 2 in Hinsicht auf die Zwecke, für 
die eine Datenübermittlung zulässig ist, naher 
konkretisiert werden kann. 

Begründung 

Nach § 21 Abs. 2 soll die Weitergabe von Daten 
aus dem Paßregister unter den dort näher be- 
stimmten Voraussetzungen zulässig sein. Unter 
anderem wird vorausgesetzt, daß die ersu- 
chende Behörde durch Gesetz oder Rechtsver- 
ordnung berechtigt ist, Daten dieser Art zu er- 
halten (Absatz 2 Nr. 1). §21 Abs. 2 Nr. 1 ent- 
spricht damit dem Erfordernis der gesetzlichen 
Grundlage für weitere Eingriffe in das informa- 
tioneile Selbstbestimmungsrecht, läßt jedoch 
selbst nicht erkennen, zu welchen weiteren 
Zwecken die Datenübermittlung zulässig sein 
soll. 

Allerdings dürfte es nicht in allen Fällen mög- 
lich sein, die Zwecke, für die die registrierende 
Behörde anderen Behörden Auskunft erteilen 
darf, bereichsspezifisch zu bestimmen. Auch 
wird man an die Zweckumschreibung um so 
geringere Anforderungen stellen dürfen, je we- 
niger sensibel die Daten sind, auf die die Aus- 
künfte sich beziehen. Zur Sicherung des Per- 
sönlichkeitsrechts gegen die mit einer Daten- 
streuung verbundenen Gefahren dürfte eine 
aus Sachgründen folgende geringere Präzision 
der Zweckbindung auch durch andere Schutz- 
vorkehrungen ausgleichbar sein. In Hinsicht 
darauf, daß das Paßregister nur Grunddaten 
zur Person enthält und die Datenübermittlung 
weiterhin von den besonderen Voraussetzun- 
gen des Absatzes 2 Nr. 2 und 3 abhängig ist 
sowie unter besonderen verfahrensrechtlichen 
Anforderungen steht (Absatz 3), dürfte die Re- 
gelung wohl letztlich vertretbar sein, wenn eine 
nähere Konkretisierung nicht möglich ist. 

Gleichwohl würde jedoch dem Transparenzge- 
bot (Normenklarheit) und der Forderung nach 
bereichsspezifischer Festlegung des Verwen- 
dungszweckes besser Rechnung getragen, 
wenn bereits die Datenübermittlungsnorm fest- 
legt, für welche Zwecke die Übermittlung zuläs- 
sig sein soll. 
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12. Zu §21 Abs. 3 

In § 21 Abs. 3 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Die ersuchende Behörde trägt die Verantwor- 
tung dafür, daß die Voraussetzungen des Absat- 
zes 2 vorliegen; eine Prüfung durch die Paßbe- 
hörde, ob die Voraussetzungen vorliegen, ent- 
fällt bei der Übermittlung von Daten aus dem 
Paßregister an die Polizei, die Gerichte, soweit 
sie Aufgaben der Strafverfolgung, der Strafvoll- 
streckung oder des Strafvollzuges wahrneh- 
men, die Strafvollzugsbehörden, die Verfas- 
sungsschutzbehörden, das Bundesamt für Ver- 
fassungsschutz, den Bundesnachrichtendienst, 
den Militärischen Abschirmdienst, das Bundes- 
kriminalamt und den Generalbundesanwalt.“ 

Begründung 

Klarstellung, daß die Paßbehörde entsprechend 
der Regelung in § 18 Abs. 3 Satz 1 Melderechts- 
rahmengesetz keine Prüfung der Vorausset- 
zungen bei Datenübermittlungen an Stellen 
des Sicherheitsbereiches durchzuführen ha- 
ben. 


13. Zu §21 Abs. 3 

In § 21 Abs. 3 sind die Sätze 2, 3 und 4 zu strei- 
chen. 

Begründung 

a) Die Regelung nach Satz 2, daß Ersuchen auf 
Datenübermittlungen aus dem Paßregister 
nur von besonders ermächtigten Bedienste- 
ten gestellt werden dürfen, ist insbesondere 
für die Polizei nicht praktikabel. Für die po- 
lizeiliche Aufgabenerfüllung ist es notwen- 
dig, daß möglichst viele Beamte Zugriff auf 
Daten des Paßregisters haben. Die Rege- 
lung ginge ins Leere, wenn praktisch alle 
Beamten oder zumindest eine große Anzahl 
besonders ermächtigt werden müßten. 

b) Bei der Protokollierungspflicht nach Satz 3 
handelt es sich um eine überzogene daten- 
schutzrechtliche Forderung, die einen zu- 
sätzlichen Verwaltungsaufwand mit sich 
bringt. Die Voraussetzungen für eine Daten- 
übermittlung aus dem Paßregister sind be- 
reits so eng gefaßt, daß auf eine Protokollie- 
rung verzichtet werden kann. Es ist auch 
nicht verständlich, wenn Daten, die aus dem 
Melderegister ohne Protokollierung an an- 
dere Behörden übermittelt werden dürfen, 
paßrechtlich der Aufzeichnungspflicht un- 
terliegen. 

c) Für den Fall, daß Satz 3 beibehalten wird, ist 
es erforderlich, die Wörter „ersuchte Behör- 
de“ durch „ersuchende Behörde“ zu erset- 
zen. 


Aus der Sicht der Polizeidienststellen und 
der Verfassungsschutzbehörden ist es un- 
vertretbar, daß bei den Paßbehörden Auf- 
listungen darüber geführt werden, über wel- 
che Personen ermittelt worden ist. Die Auf- 
gabenerfüllung der Sicherheitsbehörden 
würde dadurch wesentlich erschwert. Im üb- 
rigen wäre diese Lösung auch datenschutz- 
freundlicher, weil dadurch verhindert wird, 
daß Verdachtsmomente gegen einzelne Per- 
sonen in Akten der Paßbehörde gelangen. 
Insbesondere in kleineren Gemeinden 
könnte dies zu Unzuträglichkeiten führen 
und den Datenschutz ins Gegenteil verkeh- 
ren. 

d) Die Streichung von Satz 4 ist eine Folge der 
Streichung der Sätze 2 und 3. 


14. Zu §24 Abs. 2 

In § 24 Abs. 2 Nr. 1 und 3 sind jeweils vor dem 
Wort „entgegen“ die Worte „vorsätzlich oder 
fahrlässig“ einzufügen. 

Als Folge 

— ist § 24 Abs. 5 zu streichen, 

— wird der Absatz 6 in § 24 zu Absatz 5. 

Begründung 

Nach der Entwurfsfassung wird für fahrlässige 
Zuwiderhandlungen nach § 24 Abs. 5 keine 
Geldbuße angedroht. Sie könnten deshalb — 
entgegen der Annahme in der Begründung — 
nicht geahndet werden (vgl. Göhler, Ordnungs- 
widrigkeitengesetz, 7. Auflage 1984, § 17 

Rdnr. 2). Das Ziel, für die fahrlässigen Zuwider- 
handlungen den Bußgeldrahmen des § 17 Abs. 2 
OWiG zur Anwendung zu bringen, läßt sich am 
einfachsten dadurch erreichen, daß bei den ent- 
sprechenden Tatbestandsnummern des § 24 
Abs. 2 die fahrlässige Begehungsweise aus- 
drücklich genannt wird. 


15. Zu §24 Abs. 3 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu 
prüfen, ob die Bußgelddrohung in §48 Abs. 4 
Ausländergesetz, soweit sie sich auf § 48 Abs. 1 
Nr. 2 Ausländergesetz bezieht, an die Bußgeld- 
drohung nach § 24 Abs. 3 zweite Alternative an- 
zugleichen ist. 

Begründung 

Nach dem Entwurf wird ein Deutscher, der sich 
der Grenzkontrolle entzieht, mit Geldbuße bis 
zu 10 000 Deutsche Mark bedroht, während der 
entsprechende Verstoß eines Ausländers nach 
§ 48 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 4 Ausländergesetz nur mit 
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Geldbuße bis zu 5 000 Deutsche Mark bewehrt 
ist. Die Ungleichbehandlung sollte vermieden 
werden. 


16. Zu § 24 Abs. 3 und 4 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu 
prüfen, ob im Hinblick auf § 24 Abs. 4 nicht 
auch für den Versuch einer Ordnungswidrig- 
keit eine Bestimmung über die Höhe der Geld- 
buße in das Gesetz aufgenommen werden 
sollte. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Zu den Begriffen Paß, Paßersatz und vorläufiger 
Paß ist zu bemerken: 

Nach § 1 Abs. 1 Satz 2 wird der Paßpflicht durch 
Vorlage eines Passes, in besonderen Fällen durch 
Vorlage eines vorläufigen Passes genügt. Daraus 
folgt, daß beide Dokumente rechtlich gleichwertig 
sind. Auch ein vorläufiger Paß ist ein Paß im Sinne 
des Paßgesetzes. 

Paßersatzpapiere sind andere amtliche Ausweise 
(z. B. Personalausweis), die nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 
durch Rechtsverordnung zugelassen werden kön- 
nen. Einer weiteren Klarstellung bedarf es danach 
nicht. 


Zu 2. 

Da § 1 nur die Paßpflicht regelt, ist für den Paßer- 
satz in dieser Bestimmung kein Raum. Paßersatz- 
papiere behandelt § 2. In der aufgrund dieser Be- 
stimmung zu erlassenden Rechtsverordnung wird 
auch festgelegt, daß ein Paßersatz beim Grenzüber- 
tritt mitzuführen ist. § 24 Abs. 2 Nr. 1 trägt diesem 
Tatbestand Rechnung. 


Zu 3. 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zu. 


Zu 4. 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zu. 


Zu 5. 

Eine Verpflichtung zur Auskunftserteilung wird 
durch das Paßgesetz nicht begründet. Maßgebend 
hierfür sind die für die mitteilenden Behörden im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit geltenden Gesetze 
(z. B. Abgabenordnung, Sozialgesetzbuch). Weitere 
Einzelheiten über das Verfahren der Paßbehörden 
im Zusammenhang mit der Paßversagung werden 
in der Verwaltungsvorschrift zum Paßgesetz gere- 
gelt. 


Zu 6. 

Die Regelung entspricht Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b 
des von den Koalitionsfraktionen im Deutschen 
Bundestag eingebrachten Entwurfs eines Fünften 


Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Personal- 
ausweise (Drucksache 10/2177). 

Im Hinblick auf die Parallelität der Materie sind in 
beiden Gesetzen gleichlautende Regelungen gebo- 
ten. Die Bundesregierung hält diese Regelung für 
erforderlich. Dies schließt nicht aus, die Frage im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
noch einmal zu prüfen. 


Zu 7. 

Die Regelung entspricht Artikel 1 Nr. 4 des von den 
Koalitionsfraktionen im Deutschen Bundestag ein- 
gebrachten Entwurfs eines Fünften Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über Personalausweise 
(Drucksache 10/2177). 

Im Hinblick auf die Parallelität der Materie sind in 
beiden Gesetzen gleichlautende Regelungen gebo- 
ten. Die Bundesregierung hält diese Regelung für 
erforderlich. Dies schließt nicht aus, die Frage im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
noch einmal zu prüfen. 


Zu 8. 

Wie zu 7. 


Zu 9. 

Die Regelung entspricht Artikel 1 Nr. 4 des von den 
Koalitionsfraktionen im Deutschen Bundestag ein- 
gebrachten Entwurfs eines Fünften Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über Personalausweise 
(Drucksache 10/2177). 

Im Hinblick auf die Parallelität der Materie sind in 
beiden Gesetzen gleichlautende Regelungen gebo- 
ten. Die Frage sollte daher im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens geprüft werden. 


Zu 10. 

Gegen den Vorschlag, im Paßgesetz auf die Fest- 
schreibung eines Gebührenhöchstsatzes für die 
Paßausstellung zu verzichten, bestehen verfas- 
sungsrechtliche Bedenken. Aufgrund einer Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
11. Oktober 1966 (BVerfGE 20, 257 [269]) ist in Arti- 
kel 2 des Kostenermächtigungs-Änderungsgesetzes 
vom 23. Juni 1970 (BGBl. I S. 805) ein Gebühren- 
höchstsatz in das Paßgesetz aufgenommen worden. 
An der Bestimmung eines Gebührenhöchstsatzes 
im Gesetz ist festzuhalten. 
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Zu 11. 

Die Regelung entspricht Artikel 1 Nr. 2 des von den 
Koalitionsfraktionen im Deutschen Bundestag ein- 
gebrachten Entwurfs eines Fünften Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über Personalausweise 
(Drucksache 10/2177). 

Im Hinblick auf die Parallelität der Materie sind in 
beiden Gesetzen gleichlautende Regelungen gebo- 
ten. Die Bundesregierung hält diese Regelung für 
ausreichend. Dies schließt nicht aus, die Frage im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
noch einmal zu prüfen. 


Zu 12. 

Die Regelung entspricht Artikel 1 Nr. 2 des von den 
Koalitionsfraktionen im Deutschen Bundestag ein- 
gebrachten Entwurfs eines Fünften Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über Personalausweise 
(Drucksache 10/2177). 

Im Hinblick auf die Parallelität der Materie sind in 
beiden Gesetzen gleichlautende Regelungen gebo- 
ten. Die Bundesregierung hält diese Regelung für 
erforderlich. Dies schließt nicht aus, die Frage im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
noch einmal zu prüfen. 


Zu 13. 

Wie zu 12. 


Zu 14. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. Eine Geldbuße ist auch in den Fällen ange- 
droht, in denen im Gesetz im Anschluß an die An- 
drohung einer Geldbuße für eine bestimmte Tat- 
handlung zusätzlich das fahrlässige Handeln als 
ordnungswidrig eingestuft ist. Der Sinnzusammen- 
hang ergibt eindeutig, daß damit die für den Grund- 
tatbestand angedrohte Geldbuße in die Ausweitung 
der Ahndungsmöglichkeit einbezogen ist; allerdings 
greift für die Ahndung des fahrlässigen Handelns 
§ 17 Abs. 2 OWiG ein. 

Um den Anliegen des Bundesrates aber entgegen- 
zukommen, schlägt die Bundesregierung zur Klar- 
stellung nunmehr folgende Fassung des § 24 vor, 
der die Fälle, in denen auch fahrlässiges Handeln 
bewehrt wird, in einem eigenen Absatz 3 zusam- 
menfaßt: 

„§ 24 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer fahrlässig 
eine der in § 23 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Hand- 
lungen begeht. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 

1. durch unrichtige Angaben die Ausstellung ei- 
nes weiteren Passes bewirkt. 


2. sich der polizeilichen Kontrolle des grenzüber- 
schreitenden Verkehrs über eine Auslands- 
grenze entzieht, 

3. entgegen § 14 Nr. 3 den Verlust des Passes 
oder sein Wiederauffinden nicht oder nicht 
rechtzeitig anzeigt oder 

4. gegen ein Verbot der Verwendung 

a) der Seriennummer gemäß § 17 Abs. 2 oder 

b) des Passes zum automatischen Abruf oder 
zur automatischen Speicherung personen- 
bezogener Daten gemäß § 17 Abs. 3 

verstößt. 

(3) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. entgegen § 1 Abs. 1 keinen für den Grenzüber- 
tritt gültigen Paß oder durch eine Rechtsver- 
ordnung nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 eingeführten 
oder zugelassenen Paßersatz mitführt oder 

2. entgegen § 3 eine Auslandsgrenze außerhalb 
der zugelassenen Grenzübergangsstellen oder 
der festgesetzten Verkehrsstunden über- 
schreitet. 

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1, des Absatzes 2 Nr. 1, 3 und 4 und 
des Absatzes 3 mit einer Geldbuße bis zu fünf- 
tausend Deutsche Mark, im Fall des Absatzes 2 
Nr. 2 mit einer Geldbuße bis zu zehntausend 
Deutsche Mark geahndet werden. 

(5) In den Fällen der Absätze 2 und 3 kann der 
Versuch der Ordnungswidrigkeit geahndet wer- 
den. 

(6) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 und 3 
kann die Tat auch dann geahndet werden, wenn 
sie im Ausland begangen wird.“ 

Zu 15. 

Eine Angleichung des Ausländergesetzes ist beab- 
sichtigt. 

Zu 16. 

Einer ausdrücklichen Regelung darüber, daß der 
Versuch mit einer bestimmten Geldbuße geahndet 
werden kann, bedarf es nicht, vielmehr ist die Höhe 
der Geldbuße für den in Bezug genommenen Tatbe- 
stand maßgebend. Die Ausführungen zu Num- 
mer 14 gelten hierfür entsprechend. In gleicher 
Weise wie im Entwurf ist etwa auch die Regelung in 
§ 33 Abs. 5 und 6 AußenwirtschaftsG aufgebaut Den 
gleichen Aufbau enthalten durchweg auch die 
Straftatbestände. Daß im OWiG im Gegensatz zum 
StGB keine ausdrückliche Milderungsvorschrift für 
die Versuchsfälle enthalten ist, ändert daran nichts, 
da im OWiG von einer solchen ausdrücklichen Mil- 
derungsvorschrift deshalb abgesehen worden ist, 
weil nirgends ein erhöhtes Mindestmaß der Geld- 
buße angedroht wird (vgl. Göhler, OWiG, 7. Auf!., 
§ 13 Rdnr. 7, § 17 Rdnr. 7). 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte es da- 
her bei der Fassung des Entwurfs bleiben. 
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